
















































Pakistans Rolle im Afghanistankonflikt 

Für \'I°t.diche Beobachter ist Pakistlln seit denl Eingreife n der 
Sowjetunion in Afghanistan .,t"rontstaat" und "Bollwerk de i- freien 
Weh". Daß da. Zia-Regime indessen lällg1t vor dem 27. 1:/.1979 
bcreitwiUig als AufmanchgcbicI und Aktivposten der wl:stlich· 
chineulchcn Interventionspl'lIxis gegen den revolutionären Proz;cß 
in Afghanistan fungierte, wird ah "Ammenmän:hen" bezeichnet. 
Sclbn nachdem Miue Januar dJ. der .,große: Plan" riner Luftlande­
invasion gegen die Rcvolutionncgierung Afghanistans enthtiUt war­
den war AlB, Nr. 2/1980, S. 6), mimten die Interventions· 
micht<: einschließlich Pakistans noch die Unbeteiligten. Gegenüber 
den 5Og. isl6l1lischen Rebellen oder Aufforderungen paschtunischer 
Stammcsführcr zum ,,heiligen Krieg" stellt Zia ul-Haq nach lIuße:n 
hin Zurückhaltung bl.w. "Neutr,llität" zur Schau. Wie "unbeteiligt" 
war und in das Zia·Regime wirklich? 

Zias Bereitstellung a ntialghanischer Operatio nsbascn 

Schon du vom U5-Magazin Counter Spy zur Jahreswende 19 79 /80 
enthüllte Material (Wortlaut in AlB, Nr. 2/1980, S. 10·12) enthielt 
Belege d.u"iiber, wie interuiv die Verwicklungen des Zia u1·Haq· 
Regimes, die Mitwisserschaft und Beteiligung der pakistanischen 
Armee im nichterklärten Krieg gegen Arghanistan lange vor dem 
27 . Dezember 1979 ge rieten. 
Geldmittel. von pakiltaniK her Seite angeblich aUI humanitiren 
Gründen an die .. flüchtlinge" aUI Afghanistan in Höhe von 20 Mio 
Rupien gttahlt. wurden und werden nahezu ausschtießlich zum 
Kaur von Waffen für die bewaffnete Kontelttvolution verwandt. 
1000 von Chinacn ausgebildete GuerillaCllpcrten der pak.istani­
sehen Anncc wurden zu IlIbveniven Aktivitäten gegen arghanische 
Truppen im Grenzgebiet abkommandiert. Schließl ich hatte der 
pakistanische Korpskommandant im Norddistrik t Christi eine 
Reihe von Begqnungen mit chinesischen Offizieren, bei den.:u An­
siChten über gemeiruame Bemühungen ausgetauscht wurden, eine 
Sondertruppe bereitt.ululten, um eine mögl iche sowjetisch!: Hil fe 
Ha die afgnanische Revolution zu nören. 
Daß Zia ul·Haq mehr noch sei t 1978 in Afghanistan pcJ"SÖnli<h mit 
der Orpnisierong der afghanisehen Rebellen und der militüischen 
De-stabilisierungspläne vertraut war, ja an deren Initiierung und Ab· 
stimmung mitgewirk t hat, lieferte die Zeitschrirt Arrique A , ie in 
ihrer Ausgabe vom .5 • .5.1980. Demnach fand sieh sehon unmittelbar 
nach dem Sturz des O ... ud-Regimes im April 1978 die gt:samte 
führungsspitze der u1trareehten Nationalen Pakist ... nischen Alliol.nz 
(PNA) mit Präsident Zia uJ ·llaq in Labore zusammen, um sich d ie 
gemeinsame Linie cines enuehJossenen VorgeheN gegen die revolu­
tiodre Maeht in Argh.ninan zu eigen zu ma<:hen. Dieses Vorgehen 
umfaßte einmal eine die die f orderung nach ci­
nem "heiligen Kriq" gegen Afghanistan daraus ableiten soll te, daß 
die Re..olutionscegierung für nicht veliibte Massake r an der Be:völke· 
rung verantwortlich se i. Zum anderen bezweckte .ie die Molbilisie· 
rung der Menschen m it Blick darauf, bewaffnete Oberf.:i.lle von pa­
kiUaniKhem Territorium aUI gegen das dghanische auszulösen. 
Und fChließlich wurden f o rderungen seitens einiger 
Generale laut, sorort in Arghanistan zu intervenieren, um die: .,isla· 
mische Ge5ewiehke;t" wled.erherzustdlen. Dieser Plan nahm im 

JanuarJ t'ebruar 1979 Gellall an, ah sich die afghanischen konter­
revolutionären Bewegungen unter Führung von Sibghatull;,th Muja· 
didi und Sayed Ahmet! Gilani in Lahore auf einen mili tärischen 
Oper.uionsplan gegen Afghanistan einigten. Ende März 1979 erhiel· 
ten dann die bewaffneten sog. islamischen Rebellen den Hefehl. 
sich nahe der paki,taniseh·afgh ... nischen Grenze zu gruppieren und 
sich auf cine allgemeine Offensive ,"Orzuberciten. 
Hochburg der afghan ischen Konterrevolution ist das pakistanische 
Peschawar. Es liegt im Zentrum von rund 30 Sunderba5Cn und 50 
Stützpunkten. leib getacnt ab f liichtlingslll8er, die als Trainings­
zentren und Oper,lt \on$basen für die afghaniscben Konterrevolutio­
näre dienen. Zia ul·11aq selbst besuch te diesc Lager zum wiederhol· 
ten Male. Ober pakinanische, Territorium (vorrangig über Karat· 
sehi oder die eh inesisch·pakistanische Gebirgsstraße Karakum ) ]ie­
fen ungehindert auch die ausgedehnten Waffentransporte, vor· 
nehmlieh US-amerikanifCher, britischer und chinesischer Herkunft, 
in die Rebellenstützpunkte. 
Die erwähnte Offen";\'e lief seit Sommer 1979 mit wechselndem 
Erfolg. N ... chdem Prisident N.M. Tank; be5Citigt worden war und 
H_ Amin mjt sciner brutalen Repressions· und Spaltungspolitik die 
& sis der Re..o lutionitegierung ins Wanken gebracht haUe, erwogen 
die Interventionsmächte den erwähnten ,.großen Plan" der Endof· 
fensive: .. Ober Kabul u!\cl anderen Städten, die noch als Stütz· 
punkte der Regierung (Afghanistans; d. Red.) dienen. häuen im 
Laur des J anuars oder februan (1980; d. Red.) mit f allschinnen 
eine große AnzahJ von Rebe llen abspril18en sollen und dem ver­
haßten kommunii tischen Regime den Gan.us machen $OUen." 
(Neue Zürcher Zeitung - femausgabe, Zürich, 15.1.1980) 
Nachdem der Sturz U. Amins und das Eingreiren eines sowjetischen 
Truppenkontil18entl im Dezember ]979 diesen Lu ftlandeplan uno 
durchftihrb ... r gem acht hatte, ließ das Zia-Regime trotz; versehie­
den tlicher ,.Neutralitäts".Bekundungen nich t von den eigenen ln­
tervcntionsverwicklungen gegen Arghanistan ab. Die gemeinsamen 
Aktivit.äten wurden mit den USA, China, Großbritannien und ...ooe­
ren Verbiindeten im Januac/ februar dJ. - siehe demonstrative 
Grembauche Z. Brzczinskis oder Huang Huas - ncu geordnet. Oie 
Unterstützung PakistaN rur die dghanischen Rebellen dauerte so 
auch Anfang April noch an. 
Dic für Zia uJ -Haq von sei ten der Islamisehen Konferenz im Januar 
dJ. und gesondert von Saudi Arabien. den anderen '-onservativen 
OI,taaten, Ägypten, der EG. J apan, den USA und China u.a. zuge­
SOlgte Untel1tützung gegen Afghanistan kann für Zia nur zusätz· 
lieher Anreiz sein. den Konflikt zu verschirfen. Gerade d ie gegen­
wärtige ventiirkte Aurrüstung und Einbindu", PakislanS in die 
Strategie der USA und Chinas, die auf die gemeinsame Eindi m ­
mung der Befreiungsbewegungen und des sowjetischen Einflusses 
%.ieh, erhöht die Eskalations- bzw. Kriegsge fahr. Dies zumal Paki· 
Itan zum Eckpfeiler im Rahmen der interventionistischen Cuter­
Doktrin vom 2-'.1.1980 (siehe AlB, Nr. -'/ 1980, S. 4-9) und der 
ventärkten Mil itärpräsenz der NATO·Mächte (einschließlich der 
Bundesrepublik. die Anfang April d J . Schiffe in den Ind ischen 
Ozean zu Manövern entsandt hat) in der mittelöstlichen Region zu 
sehen ist. Das gilt gerade auch fÜl" die nunmehrige US-Präsenz im 
pakistanischen Belutschistan, nahe der OIstraße ..on Hormuz. 
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und Anfang der 70er Jahre, die Bhutlo an die Regierung 
brachten, offenbaren jedoch, w ie schnell skh die Lage zuun­
gunsten Zias ändern könnte. In der Armee selbst scheint er 
einigermaßen unangefochten zu sein, auch wenn Anfang 
März dJ. ein anscheinend isolierter Putschversuch unter­
nommen wurde.' 
Wer das gegenwärtige außenpolitische Taktieren des Zia­
Regimes in Sachen Afghanistan plausibel machen will, muß 
zunächst einmal die beiden Grundko mponen ten der pakista­
nischen Außenpolitik benennen. Es sind dies d!:r seit der 
Staatsgründung 1947 schwelende Konflikt mit Indien und 
die traditionell starke Bindung an imperialinische Pakuy­
sterne. 
Pakistan stand dreimal mit Indien im Krieg (1947 /48 und 
1965 um Kaschmir. das sich Indien angeschlossen hatte , 
1971 wegen Bangla Desh). Seit der ersten bewaffneten Aus­
einandersellmng hält Pakistan eiDen Teil Kaschmirs besetzt, 
der Anspruch auf den restlkhen Teil besteht weiter. In der 
Taschkenter Erklärung von 1966 und dem Sim]a-Abkom­
men von 1972 einigte man sich auf Gewaltverzkh t und Ent­
wkklung friedlicher Zusammenarbeit. Dennoch h<l t Pakistan 
nach wie \'or 3/4 seiner Truppen an der indisch en Grenze 
stationiert , die an Zahl und waffen mäßig der indischen 
Annee hoffnungslos unterlegen sind. Diese Unwrlegenheit 
soll d urch die Entwicklung eigener Atomwaffcn ausge­
glichen werden. 

Jam Jaqi in Lebensgefahr! 

Seit sich Zia ul-H3q 1977 an die Macht putschte, wird P'llkillan von 
riner Rcprusionswelle überzogen, Hauptzielschcibe der Rcprel­
lionsmaflnahmen ist die leit 19!14 in der Illegalität klmpfende 
KommunistillChe Partei Pakittans. Nachdem leit 19i17 mehrere 
Führungsmitglieder der Partei liquidiert wurden, i,t nunmehr _ 
nach AUlDien ehemaliger Hiftlingc - du Leben de~ CPP·Polit­
büro·MitgiiedCl Jam Jaqi emsthah in Gefahr. Jam Ja.qi befindet 
lich seit zwei Jahren in Ha[t und ilt leither ltarken Folterungen 
ausgesetzt. In einer Erklärung vom 1 ~.~. 1980 rufen die CPP, die 
Gesamtpakillanische Studenten föderation und der Arbeiterverein 
Pakistan. die fortllChrittl ichen Kräfte der Welt auf, ,lieh für die 
Befreiung J am Jaqis und die Beendigung dei Terrors in Pakillan 
einzusetzcn. 

Pakistans Einbindung in den antisozialistischen "Sicherheits­
gürtei" der Westmächte bestand seit Mitte der 50er J ahre in 
Form der Doppelmitgliedschaft in den Militärpakten SEA­
TO (1954) und CENTO (1959, davor seit 1955 im Bagdad­
Pakt). 1959 wurde ein ergänzendes Beistandsabkommen mit 
den USA flir den Fall eines Krieges mit der Sowjetunion 
geschlossen. Bis die USA die Militärhilfe 1965 wegen des 
Kon nik ts mit Indien unterbrachen, halle Pakistan von den 
USA 5 Mrd Dollar an Mili tär· und Wirtschaftshtlfe erhalten. 
Bis zu diesem Zeitpunkt unterhielten d ie USA mehrere Mili· 
tärstützpunkte in Pakistan. 1972 trat Pakistan unter Bhutto 
aus dem SEATO-Pakt aus. Die Mitgliedschaft in der CENTO 
bestand allerdings fort bis das Bündnis 1979 nach der irani. 
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sehen Revolution zerbrach. Ersl danach beantragte Pakistan 
die Aufnahme in die Nicht paktgebu ndenenbewegung und 
wurde im September 1979 in Havanna aufgenom men. 
Die Rolle der USA übernahm ab 1966 China, das 1962 
selbst mit Indien im Krieg stand , seit her indische Gebiete 
besetzt hält und weiterreichende Gebietsansprüche stellt. Bis 
heute Iiefcrte China Waffen und Ausrüstung im Wert von 
über 2 Mrd Dollar an Pakistan. Unter ßhutto setzte dann 
eine zusätzliche Unterstützung durch Sa udi Arabien und dcn 
Iran ein. 
Heute hat sich die Entfremdung von den USA als zeitweilige 
herausgestellt : Schon in den ersten Tagen dJ . konnte J. 
Carter mit fUhrenden Kongreßabgeordneten übereinstim· 
mung erzielen, daß das erst kurz vorher beschlossene Gesetz 
zur Einstellung der Waffenlieferungen an Pakis tan wieder 
aufgehoben wird (die USA wollten damit Pakistan zur Auf­
gabe seiner Atomwaffenpläne zwingen). 

Die antiafghanisehe Achse 
USA - China - Pakistan 

Und auch die Meinungsverschiedenheiten bezüglich d er Kon­
fro ntation mit Indien sind nur taktischer Natur. Längst sind 
die USA dabei, die im Iran verlorengegangenen militärischen 
Oberwachungseinric:hwngen in Belutschistan durch neue, 
nahe der Straße von Hormuz gelegene, zu ersetzen. Hinter 
den Kulissen wird haupuächlich über d ie Höhe der Hilfe 
seitens der USA verhandelt. Zias Forderungc:n liegen bei 
2 Mrd Dollar, während die USA bescheidenere 400 Mio ge­
boten halten. J apan. Frankreich, Großbritannien und die 
BRD haben ihrc grundsätzl iche Bereitschaft zur Auf­
stockung der Hilfe zugesagt, z.T. sind schon reste Ab­
machungen getroffen. 

Mit diesen Geldern soll die Wirtschaft saniert werden und 
längs der afghanischen Grenze eine dichte milit ärische Infra­
struktur geschaffe n werden. Damit erweist sich die pakista· 
nisch·chinesisch-amerikanische Zusammenarbeit a ls konzer­
tierte Aktion zur Stabilisierung des Militärregimes, um die 
Destabilisierung Afghanistans effektiver betreiben zu kön­
nen . Wie eng die neokolonia listische Bindung Pakistans an 
den Westen geplant ist, unters tre icht die Tatsache, daß der 
ehemalige bundesdeutsche Wirtschaftsminister Karl Schiller 
Wirtschafuberater Zias im Ministerrang werden soll . 
Das Afghanistan.Engagement Zia ul.Haqs birgt freilich große 
Risiken flir die Militärs. Scheitert das Eingreifen gegen die 
Revolution in Afghanistan, so könnte dies zu tiefgreifenden 
Uneinigkeiten im Militär und zu einem Anwachsen der Mas­
senbewegung gegen das Regime kommen . Damit würde sich 
nur wiederholen, WH 1971 mit dem Militärdiktator Yaya 
Kahn geschah: Das Kriegsabenteuer gegen Indien fUhrte zur 
Ablösung Yaya Khans durch Bhutlo. 
Das Mißlingen der Interventionspolit ik gegen Afghanistan 
ließe die dort in Angriff genommenen sozialen Veränderun­
gen auch als Beispiel für soziale Umwälzungen in Pakistan 
wirksam werden. Mehr noch, e ine erfolgreiche Nationalitä· 
tenpolitik der Regierung B. Karma! könnte dem seit J :&1Ir­
zehnten dauernden Kampf der un terdriickten Paschtunen 
und Belutschen in Pakistan um Selbstbestimmung bzw. Au· 
tonomie neuen Auftrieb geben. 

Anmerkungen: 
I) Horizont, Berlin Nr. 2/ 1971 
2) Die Zeit, 11.1.1980; Stern, 14.2.1980 
~) Middle Eut Annual Review, London 1979, S. 297 rf.; Far 

Eutern Economic Review, Al ia Yearbook, Honkong 1978, S. 
274 ff.; Fa! Eastem Economic Review, Honkong, 27.7.1980 

4) LeMonde,PariS, 6.4.1979 
!I) Le Monde Diplomatique, Paris. März 1980 
6) Vorwärts, 12.4.1979 
7) Neue Zürcher Zeitung. Femausgabe. Zürich, 20.~.1980 



Tschad 

Nico Biver Neuer Waffengang im Tschad 
Wi~ üblich in den letzten 14 J ahren sprechen in der zentral­
afrikanischen Republik Tschad wieder einmal die Waffen. 
Die Hoffnungen auf eine friedliche Entwicklung des Landes 
durch die Bildung einer Obergangsregierung der nat ionalen 
Einheit (GUKT) am 10. November 1979 wurden spätestens 
in der Kacht vom 20. /21. März cl.]. zerstör t. 
Seitdem tobt in der Hauptstadt N'Djamena ein b lutiger 
Bürgerkrieg zwischen d en Volksstreitkräften (F AP) des 
Ministerp räsidenten Goukouni Oueddei und den Streitkräf­
ten des Nordens (FAN) des Verteidigungsministers Hissene 
Habre. In die Auseinandersetzungen, die von den FAN aus­
gelöst wurden, sind auch die Streitkräfte des Tschad ( FAT) 
des Übersten Abdelkader Wade! Kamougue und die gemein­
same A.k t ionsfron t ( FAC) ver.dckelt, die a uf Seiten Gou­
kouni Oueddeis kämpfen _ 
Ober 1.000 Personen sind bereits bei den Auseinanderset­
zungen umgekommen. mehr als 100.000 Einwohner in die 
Nachbarländer Kamerun und Nigeria geflüchtet. Die noch 
immer im Lande anwesenden französischen T ruppen griffen 
bisher nicht in die Kämpfe ein. obwohl anzunehmen ist. daß 
der u.a. von Ägypten unterstü tzte H. Habre n icht ohne de­
ren Einwilligung losschlagen konn te. Seine Gegner haben 
ihrerseits d ie libysche Regierung um Unterstützung gebeten. 
Die ersten Kontingente der seit J anuar 1980 h ier stat ionier· 
ten afrikanischen Friedenstruppe (550 Soldate n a us der VR 
Kongo ) haben das Land wieder ver lassen. Am 6. April d.J. 
wurde durch Ve rmittlung des togolesischen Präsidenten 
Eyadema das se it dem Bürgerkriegsausbruch bereits 4. Waf· 
fenstillSiandsabkommen geschlossen. Was st eh t hinter diesen 
Kämp fen? 

Interessenkampf um französische Pfründe 

Die Lösung des Konflikts wird solange unwahrscheinlich 
bleiben wie sic h der französische Imperialismus im Tschad 
einmischt und die ökonomische n, sozialen und poli t ischen 
Widersprüche nich t abgebaut werden. 
Sie si nd das Resultat der kolonialen Vergangenheit dieses 
Landes. Im Zentrum Afrikas gelegen, war der Tschad in der 
Kolonialära n ich t nur von strategischer Bedeutung. Im Sü­
den des Landes wurde ab 1926 der Anbau von Baumwolle 
auf Kosten der Nahrunsm ittelp roduktion verstärkt geför­
dert. Baumwolle ist auch heute noch Hauptexportartikel, 
und der Anbau und Vertr ieb wird noch wie vor von franzö­
sischen Monopolen ko ntrolliert. 
Dies rührte zu einer ungleichmäßigen Entwicklung des Lan· 
des. Zur ethnischen und rel igiösen2 Spaltung kam noch eine 
ökonomische und soziale hinzu, die end ang der gleichen 
Linien verlief. 
Die wirtschaft liche Entwicklung im animiostischen 3 und 
christlichen Süden verlie f wesentlich schneller als in dem 
anfangs für die a usländischen Konzerne noch ökonomisch 
un interessanten Nord en. Die Christen , d ie nur 5% der Bevöl­
kerung ausmache n und größtenteils der schwachen Bour­
geoisie und der Büro kratie zuzurechnen sind, wurden durch 
die französischen Kolonialisten bevorzugt. Sie waren des­
halb auch eng mit Frankreich liier t. Nach der Unabhängig­
keit des Landes im J ahre 1960 waren sie es, d ie stellver tre­
tend für die Franzosen die Macht ausübten und deren In-
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teressen wahrten. Heute beschränken sich die Interessen des 
französischen Neokolo n ialism us nicht mehr nur a uf d ie 
Baumwollplantagen, sondern erstrecken sich a uch auf d ie 
reiche n Erzvorkommen ( Ba uxit, Eisen, Gold , Uran und Erd· 
ö l). 
Abgesehen von seiner strategischen Bedeutung ist der 
Tschad für Frankreich ein wichtiger po tentieller Rohs to ff· 
lieferant, und dies ist Grund genug, um sich in d ie inneren 
Angelegenheiten dieses Landes einzumischen. Außerdem 
..... ollte Frankreich mit allen Mineln den Sieg einer Befrei­
ungsbewegung verhindern. der beispielgebend fUf andere 
Länder Afrikas sein könnte . 

Das 1960 install ierte neo koloniale Regime Tombalbaye ver· 
hinderte weiterhin die wirtschaft liche En twicklung des Nor· 
dens, betrieb eine Unterdrückungspolitik gegen die benach· 
teiligten Volksgruppen und schloß sie von der Regierung 
aus. 
Obergriffe von Steuereintreibern, führten bei den islam i­
schen Ba uern und Nomaden 1964 und 1965 im Norden, 
Osten und Südosten des Landes zu ersten spontanen Auf· 
ständen. Eine Folge davo n war die Gründung der Nationalen 
Befreiungsfront (F ROLI NA) im Sudan am 22.6.1 966, d ie 
später in FRO LI NAT umbenann t wurde. Sie t rat an mit 
einem nationaldemokratischen Programm mit den Schwer· 
punkten: 
• Kam pf gegen das neokolonialistische Regime; 
• Beseitigung aller ausländ ischen Stützpunkte; 
• DurchfUhrung einer radikalen Agrarreform; 
• Beseitigung des wirtschaft lichen Monopols der imperia-

listischen Staaten. 
Un ter ihrem Anfang 1968 gefallenen Führer Ib rahim 
Abatcha ko nnte sie erste Erfo lge erringen, so daß das Tom­
balbaye- Regime 4000 französisc he Soldaten zur Hilfe ho len 
mußte. Dennoch kontrollierte die FROLI NAT im Jahre 
1972 50% des Territoriums. Daß ihr Einfl uß danach zurück­
ging, lag besonders a n den inneren Problemen und Spaltun­
gen, mit denen sie zu käm pfen hatte . 
Der Nachfo lger von J. Abatcha, Abba Siddick, der 1969 
FROLINAT-Generalsekretär w urde, verh inderte durch sei· 
nen autoritären Führungsst il Zusammenkünfte des Natio na­
len Revolut ionsrates und eines Kongresses, der über die po li­
t ische Linie der FROLINAT entscheiden soll te. Das Resul­
tat wa;ren die ersten Aufsp litterungen der Befreiungsbewe· 
gung. 
1969 spaltete sich d ie Befreiungsfront des Tschad (FL T ) 
unter Ahmed Moussan ab. 1970 wurde Baghalani, einer der 
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Gründer der FROLINAT ausgeschlossen, der d araufhin die 
Vulkan-Armee gründe tc. 1971 spaltete sich ein Teil der 
2. Armee unter Goukouni Oueddei und Hissene Habre ab, 
weil sie sich gegen die Umstrukturierung der Guerillaarmee 
wandten. Sie gründeten den Kommandorat der Streitkräfte 
des Nordens (CCF AN), die spätere FAN. 
Im J ahre 1979 existierten insgesamt 9 Bewegungen, d ie aus 
der FROLINAT hervorgegangen waren. Die internen Strei · 
t igkeiten wurden von einigen Nachbarstaaten und Frank­
reich ausgenutzl. Eine besondere Rolle komm t hier dem 
Verhältnis der einzelnen FROLlNAT-Gruppen zu Libyen 
zu, das einige umerstützt. 
Libyen besetzte 1973 den Aozou-Streifen, der entlang sei­
ner Südgrenze ver läuft und 1935 im Lava1-Moussolini·Ab· 
kommen der damaligen italienischen Kolonie zugesprochen 
worden war. Dieses Abkommen war allerdings nie ratifiziert 
worden. 
An dieser Frage spaltete sich 1976 der CCFAN. Goukouni 
Oued4ei lehnte es ab , auf libysche Wlre zu verzichten, ob· 
wohl auch er die Rückgabe des Aozou-Streifens forderte. 
Hissene Habre hingegen sah den Hauptfcind in Libyen und 
schlug sich deshalb später auch voll auf die Sei te des fran ­
zösischen Imperialismus: " Frankreich bleibt das sichcute 
Bollwerk für die Verteidigung der Souveränität d es 
Tschad. "4 

Durch d ie Unterstützung Libyens wurden d ie Streitkräfte 
Goukouni Oueddeis zur stärksten Gruppe der FROLINAT. 
Sie befreite bis zum Februar_ 1978 die nördlichste Provinz 
Borkou-Ennedi-Tibesti. Vereinigt mit den Streitkräften der 
Vulkan-Armee gelang es ihr bis auf ' 250 km an die Haupt­
stadt N'Djamena heranzukommen. Eine massive Interven­
tion franzö sischer Militärs verhinderte den Zusam menbruch 
der Zentralregierung, ohne aber die FROLINAT besiegen zu 
können. 

H. Habre, de r bereits am 22.1. 1978 ein Waffenstillstandsab­
kommen mit dem 1975 an di e Macht ge kommenen FeHx 
Malloum geschlossen hatte, wurde am 29.8.1978 zum Mini­
n erpräsidemen ernannt. Doch das Bündnis Malloum -Habre 
zerbrach bereits Anfang 1979 an Meinungsverschieden hei­
ten. Es kam zu bewaffneten Auseinandersetzungen, die 
mehrere hundert Tote fordert en. Nach dem Abebben der 
immer wieder aufflam menden Kämpfe verlor F. MaJloum 
die Unterstützung der Franzosen und ging ins Exil. Eine 
Versöhnungskonferenz folgte dann der anderen, doch die 
Versuche, eine stabile Regierung zu bilden, scheiterten. Erst 
Olm 10. November 1979 gelang es, durch die Vennitll ung 
Frankreichs ei ne Regierung zu b ild(;n, in der alle polit ischen 
und militärischen Gruppierungen vertreten sind . 
Dazu gehören: I. Die Volksstreit kräfte (FAP) von Gou­
kouni Oueddei. Sie kontroll ieren den Norden und Nord­
wes ten. 2. Die Streitkräfte des Nordens (FAN ) von Hissene 
Habre. Sie sind stark im Osten verankert (Abcehe, Biltine, 
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All). 3 .. Die St reitkräfte de~ Tsehad (FAT) des Obersten 
Abdclkader Wadel Kamougue. Diese Reste der Nationalen 
Armee ko ntroll ieren den ganzen Süden. Ihre Hauptstad t is t 
Moundou. 4. Di.e Streitkräfte des Westens (FAO). Sie ent­
standen aus einer Spaltung der Volksl.Jewegung für die Be­
freiung des Tschad (~IPLT) und sind in der Kanem-Provinz 
in der Nähe des T.~chad -Sees stationiert. Sie werden von 
Moussa r-.-ladcla Mahamat geleitet. 5. Weitere sechs Organisa­
tionen hatten sich (,Ur gemeinsamen Aktionsfront (FAC) zu­
sammengeschlossen. 
Die Volksbefreiungsfront (FPL ) von Mohamat Abba Said, 
die I. Vulkan-Armee unter Aboulaye Adoum Dana. der De­
mokratische Revolut ionsrat (e D.R) oder neue Vulkanarmee 
unter Acyl Ahmat, d ie originale FROLINAT unter Abba 
Siddick, die fundamen tale FRO LI NAT unter Ibdjero Se­
noussi und die MPL T unter Abdelrahman. 
Die letzten drei Gruppen haben die FAC bereits wieder ver­
lassen . Außerdem existiert noch die Nationaldemukratische 
Unio n (UND) von Fatcho Balam. 
Die Tatsache, daß Frankreich sich für das Zustandekommen 
dieser Ein hcitsregierung einsetzte, ist nicht verwu nderlich . 
Die Auflösung des Staates und die andauernden Kämpfe 
machten es für die ausländischen Unternehmen unmöglich, 
kontinuierlich zu produzieren, und wirtschaftliche Projekte 
durchzuführen. 

H. Habrc - Anwalt Frankrei c h s 

Desweiteren wollte sich Frankreich mittels mil itärischer 
Präsenz pol itiSChe Optionen ihrer Handlanger (z. B. 
11 . Babre) in der Regierung offenhalten . Oies rUhrt<:: zur Bil­
dung einer Regierung durch I 1 Gruppierungen, die alle poli­
tischen, m ilitärischen, rel igiösen und et hnischen Kräfte re­
präsentieren. lnfolge ihrer ideologische n Differenzen - von 
Befürwor teTn d er Präsenz Frankreichs bis zu nationaldemo­
kratischen Kräft en. welche von Libyen oder Algerien unter­
stützt werden - , gegensei tigen militärischen Paralysierung 
und wegen persönlicher machtpolitischer Ambitionen der 
Führer der einzelnen Fraktionen war diese Zentralregierung 
völlig handlungsunfähig. Es gelang ihr nicht, die wichtigsten 
Aufgaben zu lösen, die wie die Demilitarisierung der Haupt­
stadt, der Rückzug der französische n Truppen, die GrÜß­
dung einer integrierten Armee und der Aufstellung einer 
neutralen afrikanischen Friedenstruppe (aus dem Kongo, 
Benin und Guinea) im Regierungsabko mmen vom Novem ­
ber 1979 festgeschrieben worden waren. 
Das e rneute Ausbrechen der Kämpfe war also abzusehen, 
weil besonders die proimperialiSlische Gruppierung um Ver­
teidigungsminister H. l'labre die Umsetzung des gemein­
samen Programms blockierte. Nur im Falle der Beseitigung 
des Einflusses der französischen Interessenvertreter in der 
Regier ung wird eine wirkliche nationale Unabhängigkeit ge­
gen den Widerstand der Interventionsmadit Frankreich 
möglich sein. Nur dan n wäre d ie Vorausse tzung rur eine 
friedliche Entwicklung bzw. eine nationale Aussöhnung des 
Tschad gegeben. 

Anmerkungen: 
I) Zur französischen Troppenpr:i~enz im Tschad und in Afrik.a 

siehe: AlB, Nr. 9/1978, S. 26-28 
2) Im Tschad leben an Volksgruppen: Die Kanuri, Tibbu und Zagara 

(10%) im Norden, die Haussa und verwandte Groppen (10%) im 
Südwesten, die San und Bango (50%) im Süden. die Moubi im 
Zentral-Tschad und die Sudan-Araber, über das ganze Land ver­
teilt. 
Die Religionszugehörigkeit ve rteilt sich wie fol8t: 52% Islam, 43% 
Naturreligionen, 5% Christen 

3) Animismus: Naturreligion, welche die Bescellheit aller Dinge be­
hauptet 

4) Afrique Asie, Paris, Nr. 208/3.-16.3. 1980, S. 22 



Nigeria 

Hans Mayer 

Von der Militär-
zur Zivilherrschl!ft 

Der bevölkcrungsrcichslC Staat Afr ikas, Nigeria, ist in den 
letzten Jahren durch seine gewachsene ökonomisch e und 
militärische Potenz immer stärker ins Blickfeld internatio· 
nalcT Beziehungen gerückt. Das west afr ikanische L,md ist 
heute Afrikas größter Erdölproduzenl - im DurchHchnitt 
werden jährlich über 100 Mio I gefördert. - , exportiert be· 
trächtliehe Mengen landwirtschaftl icher Rohstoffe und stellt 
einen expandierenden Markt für die kapitalistischen Indu­
stricländcr, m it denen es ausgedeh nte WirtschaftskontaklC 
pnegt, dar. 

Seit dem Erdölboom vo n 1973/74 spiel te die Regierung in 
Lagos ei ne bedeutende Rolle bei den Auseinanderset2:ungen 

"Um eine Neue Weltwirtschaftsordnung. insbesond(~re im 
Rahmen der Organisation Erdölexportierender Länder 
(OPEC). und bei den Verhandlungen über die Verträge von 
Lome zw ischen den AKP(Afrika, Karibik. Pazifik)-Staaten 
und der 'Europäischen Gemeinschaft. In der Organisation für 
Afr ikanische Einheit (OAU) und im Commenwealt h konnte 
Nigeria durch sein konsequentes Eintreten für die Befrei­
ungsbewegungen zur Beschleunigung der Dekolonisation im 
Süden Afri kas Entscheidendes beitragen. Es wurde so für die 
Westmächte wm ökonomisch und polit isch wich 'ligsten 
Land in Afrika. 

Die näheren Umstände der übergabe der Macht durch die 
Militärs an eine Zivilregierung am I. Oktober 1979 mußte 
daher über Nigeria hinaus große Aufmerksamkeit erzielen. 

Dieser Prozeß war scho n unter General Gowon ( 1966-75) 
verschiedentlich angestrebt. aber erst von dem 1975 durch 
einen unblutigen S taatsst reich an die Macht geko m:menen 
Muhammed/Obasanjo·Regime verwirklicht worden. 
Einer der den Putsch auslösenden Faktoren war schließlich 
die Ankündigung Gowons gewesen, die Schaffung ei ner Zi­
vi lregierung auf unbestimmte Zeit zu verschieben. Gowon 
war es gegen Ende seiner Amtszei t nicht mehr gelungen , 
Probleme wie d en Streit um die Verteilung der Oleinkünfte 
zwischen den einzelnen Bundesstaaten, die Korrupt i,)n, so­
wie den steigenden Inn at ionsdruc k zu bewältigen. Gowon 
konnte durch die Stärk ung der Zentralgewalt zwar auch die 
in den Biafrakrieg mündend en regionalen Friktione n, mit 
einem aus der Kolon ialzeit herrührenden auffaUenden 
Süd-Nord-GefäIle, soweit reduzieren, daß sie den Bestand 
Nigerias nicht gefährdeten. j edoch ließ sich dadurch der 
Verfall der Klassenallianz zwischen nationaler Bo ur~;eo i sie, 

bürokratischer Bourgeoisie und Militärs nicht aufhalt en. 

Der Wechsel an der Spi tze des Militärregimes m it dem Ziel 
der Neubelebung dieser Allianz auf breiterer Ebene, unter 
Einbeziehung neuer Zwischenschichten, führte dann zu ei­
nem in mancher Hinsicht radikaleren Reform kurs. Unmittel­
barsten Ausdruck fand diese Radikalisierung in der Aner-

• 
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ken nung der MPLA- Rcgicrung in Angola 1975; eine Polit ik, 
die in der finanziellen UntcrslGtzung der Pauiotischen Front 
vo n Zimbabwe und der Enteignung von Brit ish Petroleum 
(BP), di e die Rhodesien-Sankt ionen gebrochen hatte, ihre 
FOTlsetzung fa nd. Zum anderen kam sie mit wei teren Schrit­
ten zur Nigerianisicrung e inzelner Wirtschaftssektoren und 
der Erweiterung des staat lichen Se ktors zum Ausdruck. 
Zentrales Moment war jedoch die Verabschiedung eines 
5-Punkte-Programms zur Etablierung eines "lebensfähigen, 
politisch stabilen Systems". das die Ausarbeit ung einer neu­
cn Verfassung, die Durchführung von , Wahlen auf allen poli­
t ischen Ebenen und d ie Einsetzung einer Zivilregierung bein­
halt ete. Dieser politische Oberleitungsprozeß fa nd auf dem 
Hint ergrund einer welt marktbedingten Krisenhaft igke it des 
Olsektors statt . 
1956 war Shell / BP erstmals auf förderungswürdige Rohöl­
vorko mmen gestoßen. Binnen weniger j ahre wurde die nige­
rianische Wirtschaft nicht mehr von den tradit ionellen 
Agrarexport en, sondern von Erdölausfuhren geprägt. Mach­
te der Wert des export ierten Rohöls 1962 lediglich 10% der 
Gesamtausfuhren aus, so waren es in den 70er jahren über 
90%.1 Nahezu 1/3 des inländ ischen Brultoproduktionswerts 
wird heute im Erdölsektor erzielt. Die OleinkGnfte des 
Bundesstaates machen heute 80% seiner laufenden Einnah­
men aus. 2 

Dieser hohe Anteil, der den ökonomischen Spielraum des 
nigerianischen Staats bedeutend erhöhte, läßt sich zum ei­
nen auf die Veränderung des Verteilungsverhältnisses der 
Erdölgewinne zugunsten Nigerias und zuungunsten des Aus­
landskapitals (erhöhter Gewinnanteil!) zurückführen . Zum 
anderen ist er Folge der seit 1973/74 starken Preiserhöhun­
gen der OPEC für Rohöl. Gleichzeitig wurde im Rahmen der 
Nigerianisierungspolitik versucht, auf di~ Geschäftspolit ik 
der multinat ionalen Konzerne, darunter Shell /BP (2/3 der 
Gesamtförderung), Gulf, Mobil, Agip, Elf usw., stärkeren 
Einfluß zu nehmen. Im Apri l 1974 wurde der Anteil der 
jetzigen Nigerian National Pet roleum Corporation (NNPC) 
am Grundkapital aller in Nigeria tä tigen Olmultis von 33 1/3 
auf 55% heraufgesetzt. 

Der Erdölsektor blieb jedoch eine typische Enklavenindu­
st rie. Ein Großtei l des erwirtschafte ten Produkts floß in 
Form von Profit en und Zinsenleistungen wieder ab. Der fa k­
tische nigerianische Anteil an den laufenden Investi tionen 
im Erdölsektor beläuft sich nur au f 15-200/0, wobei es sich 
Gberwiegend um Dienstleistungen handelt. Der Aufbau einer 
petrochcmischen Industrie steckt erst in den Antangen.3 

Die Erhöhung des Staatseinnahmen und zum Teil auch die 
Nigerianisierung führte allerdings auch in anderen Se ktoren 
der nigerianischen Wirtschaft zu gewissen Wachstumsimpul­
sen. Insgesamt verzeichne te man in den vergangenen jahren 
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Nigeria-Daten 
Territorium und Brvö]kcrung: 923768 qkm (rund 3,5 mal ~o groß 
wie die BRD); etwa 80 Mio Einwohner. Die größten Bevölkerungs­
gruppen sind die Hausa, Fulan; und Kanuri im Norden, die Yoruba 
im Weslen und die Ogbo im On<:n. 
Religion: Ober 5~ der B<"völkerung sind Anhänger des hLam; 35% 
siod Christen. 
Wirtschaft: Nigerias Wirtschaft war während der Kolon.lalzei! von 
briti!IChem ~I onopolkapital beherrscht. Auch heute wcrd,m die um­
fang~ichcn Bodenschätze (Erdöl, Kohle, Eisen, Zinn, 1~lci, Zink, 
Kolumbit und Erdgas) vorwiegend von ausliindischen GC$ellschaf· 
ttn abgcbaut. Neben der Erdälförderung wird in l.um:hmcndem 
Maße eine Leicht- und Lebensmittclindustrie betrieben. Grund­
stoffindustrien und ein Pro<luktionsgütcrseklor sind prak tiiICh nicht 
~"'rh.andcn. Grundlage der Landwirtschaft sind der extenl;ive Acker· 
bau und die Wanderviehhaltung. Nur etwa 10% der La;!ldesnäche 
werden landwirtschaftlich genutzt. 
Währung: Naira (1 N · 3, 156 DM. Stand : Juni 1979) 
Geschichte: 
1500-1690 Blütezeit Benins und der Y orubareiche 
1862 Lagos wird britische Kolonie 
1900 Nigeria wird aufgrund der Beschlüsse der Berliner Kon· 

gokonfercnz Protektorat Großbritanniem 
1914 
1960 
1966 

1966 

Vereinigung von Nord· und Siidnigeria 
b langung der Unabhängigkeit als Republik 
Übernahme der Macht durch eine Militärregierung uno 
ter General lronsi. Verbot der Parteien 
Machtübernahme durch Oberstleutnant Yakubu 
Gowon. Wiederherstellung der von lronsi beseitigten 
Föderation und nachfolgende Umstrukturierung. 

1967 Der Militärgouverneur von Ostnigeria, Ojukwu. prokla· 
miert die Region ~ur unabhängigen Republik Bidra 

1970 Beendigung des Bürgerkriegs, Kapitulation der Sezes· 
sionisten nach der Flucht Ojukwus. GO"'on verkündet 
ein Programm für die nationale Entwicklung Nigerias 

1973 Gowon wird Präsident der Organisation für Afrika· 
nische Einheit für 1973{74 

197 5 Militärputsch durch General ~Iurtala Muhammcd 
1976 Nach der Ermordung Muhammeds durch Gm.,·on· 

Anhänger wird General Obasanjo Nachfolg':r 

eine jährliche reale Steigerung des Bruttoi nlancl:;produkls 
(BIP) von 9%. Der überw iegende Teil der staatlich(~n Investi· 
t ionen floß ent weder in d ie Infrastruktur oder aber zurück 
in den Erd ölsekLOr. Uberd urchschnitt Iiche Wachstumsraten 
ver7.eichneten das Baugewerbe und die verarbeitenden Indu­
strie, die aber ihren Anteil am BIP nur unwese:rttl ich auf 
knapp 9% anheben konnte. Der Aulbau einer Senwerindu­
strie steht noch aus. 

Daher blieb Nigeria in geringerem Maße industrialisiert als 
1..8. Ghana oder der Senegal. Hinzu komm t, daß sich die 
regionalen ökonomischen Entwicklungsunterschkd e weiter 
vertieft en und der Agrarsektor ausgesprochen vernachlässigt 
wurde. 
Oie Produktion der vorwiegend kleinbäuerlich or@;anisierten 
Landwirtschaft ließ sich im Verlauf der Planperiode 
1975-80 nur um d urchschnitt lich 2,6% pro J ahr erhöhen, 
wohingegen die Bevölkerung um 2,8% zunahm.4 

So war weder der inländische Nahrungsm ittel. und Roh­
stoflbedarf ausreichend zu sichern, noch war N ig,~ria in der 
Lage, über die traditionellen Exportgüter Kakao, I'almkerne 
und Erdnüsse den Rückgang im Erdölgeschäft ab 1976 aus­
zugleichen. 
Um den Wiederaufbau dieses aus der Kolonialzeit herrühren­
den Exportsektors bem üht, verstärkte die nigerianische Re­
gierung ihre Beziehungen zur Weltbank und engagierte sich 
selbst in großen Bewässerungsprojekten, deren Resultat die 
weitere Untergrabung der lokalen Nahrungsm iuelproduk­
t ion war. Davon profitierten nicht nur eine Reihe multi­
nationaler Gesellschaften, sondern auch eine kleine Gruppe 
von Bürokraten, Armeeoffizieren und städtischen Geschäfts­
leuten, die sich als kapitalistische Farmer etablierten. 
Zunehmend schwieriger gestaltete sich die Lösung dieser 
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Probleme dureh die Auswirkungen der Weltwirtschafukrise. 
Angesichts des Rückgangs der Oleinkünfte und des Dollar· 
verfalls fehlte ein regelmäßiger Zufluß \"on Devisen. Bereits 
J976 mußten Preis- und Exportrückgänge hingenommen 
werden. Die Zahlungsbilanz wurde erst mals seit ·1970 wieder 
negativ. 5 

Die Regierung Obasanjo. die nach der Ermordung von Gene· 
ral Muhammed bei einem erfolglosen Gegenputsch von 
Gowon-Anhängern im J anuar 1976 die Regierungsgeschäfte 
fUhrte, wurde 1978 in rascher Folge zur Aufnahme zweier 
Eurodollar-Kredite in Höhe von insgesamt 2 ~lrd Dollar ge· 
zwungen, um die Staatsausgaben finanzi eren zu können. 
1979 stabilisierten sich d ie Erlöse aus dem Erdöl schließlich 
wieder durch die erhöhte Nach fra ge auf dem Weltmarkt. 
Während der Staatssektor sich unter Obasanjo weiter aus­
dehnte, hat sich auch das Verhältnis von privatem Inlands­
kapital zum Auslandskapital quantitativ verändert. Das 
Nigerianisierungsprogramm 6 erfuhr seit 19i2 eine Reihe 
von Ergänzungen und mit dem Erlaß über nigerianischer 
Unternehmen Nr.3 vom Januar 197 7 eine Erhöhung d er 
Mindestbeteil igungen von Nigerianern an ausländischen Un­
ternehmen. Danach gibt es jetzt Wirlschaftszweige, die aus­
schließlich Nigerianern vorbehalten sind, wie etwa der Ein­
zelhandel oder Kleinunternehmen in der verarbeitenden in­
dustrie. Mittlere Unternehmen al1er Wirtschafuzweige 
müssen ei ne Mindestbeteiligung von 60% ausweisen, wäh­
rend für Großunternehmen 40% vorgesehen sind (sie unter­
liegen jedoch besonders im Fal1 der Multis zahl reichen Aus­
nahmerege1ungen). 
Die Finanzierung dieser Umverteilung wurde durch Bank­
kredite gewährleiste t. Die Multis ko nn ten dadurch ihre Bin­
nenfinanzierung erhöhen und drangen seither vers tärkt in 
die verarbeitende Industrie ein. Neben der politischen Ab­
sicherung konnten sie so ihre MonopolSleliung in einigen 
Bereichen ausdehnen. Mehr als 150 US-Monopole mit einem 
Invest it ionsvolumen vo n 1,2 Mrd Dollar (überwiegend im 
Erdölsektor) waren r.nde 1977 in Nigeria aktiv. Bei den 
westdeutschen Direktinvestitionen nahm Nigeria den ersten 
Platz in Schwarzafrika ein . 
Für die nigerianische Bourgeoisie , die vor allem im profi l­
trächtigen Handel, in d er Grundstücksspekulation und im 
Transportwesen ihre Basis hatte, läßt sich eine Erhöhung 
ihrer Anteile in diesen Bereichen und neuerdings auch die 
Beteil igung an staatlichen Gesellschaften und an Unter­
nehmen des Auslandskapi lais feststellen. Auffallend is t da· 
bei die relativ hohe Konzentration des Eigentums in den 
l'länden weniger. So entfallen in Kano, einer Stadt im Nor­
den Nigerias, 50% des Aktienkapitals an 54 Unternehmen 
auf 6 Nigerianer, vorzugsweise halbfeudale Elemente, die 
sog. Alhajis. 
Der kapitalistische Reformkurs erforderte auf der politi­
schen Ebene eine partielle Ausschaltung korrupter Elemen­
te, eine Effektivierung der staatlichen Verwaltung sowie 
eine weitere Zentralisierung der politisChen Macht auf Bun­
desebene. 
Schon unter Muhammed wurden diese Ziele konsequent ver­
folgt. Einer großangelegien Säuberungsaktion, der die ge­
samte polit ische Führungsschicht unter Gowon und weitere 
10.000 Beamte zum Opfer fiele n, folgt e die Verabschiedung 
eines neuen Verfassungsdekrets. Der Präsident e rhielt darin 
die volle Exekutivgewalt, und d ie Gouverneure der Bundes­
staaten wurden aus dem obersten Militärrat ausgeschlossen. 
Die Schaffung eines einheitlichen Systems von Verwaltungs· 
räten, die vor allem die halbfeudalen Schil..hten im Norden 
teilweise auszuschalten vermochte, rundete dieses Reform· 
programm ab . 
Besonders hart wurde auch gegen die Organisationen der 
Arbeiterklasse Nigerias vorgegangen. Mit dem staatlichen 
Zusammenschluß der Gewerkschaften in 43 Einzelgewerk-



schaften 1977 war die Ausschaltung sozialist ischer Gewerk­
schaftsführer verbunden. 7 Bezeichnenderweise gehören zu 
den 70 im Nationalen Gewerkschaftskongreß (N LC) zusam­
mengeschlossenen Organisat ionen nun auch VertreH:r des 
Kapitals. Der NLC ist finanziell von der Bundesregierung 
abhängig und kann sich ebenso wie die EinzeJgewerkschaf­
ten in keiner Weise an politischen Aktivitäten bett:iligen 
oder mit politischen Parteien zusammenarbeiten. Streiks 
wurden zu einem Verstoß gegen den Arbeitsvertrag erklärt. 
Den zweifellos bestehenden Vorte ilen einer strafferen Orga. 
nisierung der Gewerkschaftsbewegung steht som it die Ab­
sicht der Militärregicrung gegenüber, die Autonomie d'~r Ge­
werkschaften zu reduzieren und sie als Bcfriedungsi:nstru­
ment gegen die rasch anwachsende Arbeiterklasse zu benut­
zen. Erst im Herbst 1979 begann sich der Widerstan.d der 
Gewerkschaften gegen den 19 76 verhängten Lohnstop'p und 
die 1977 vollzogene repressive Gesetzgebung wieder ;zu re­
gen. 
Die Art und Weise der Umsetzung ihres 5·Punkt,e·Pro· 
gram ms zeigte, daß die MilitärTegierung die Fortsetzu:ng ih· 
res Kurses auch nach ihrem Abtritt garantieren wollte.8 Sie 
griff gezielt in alle Prozesse der überleitungsphase e:in. In 
der von ihr zunächst e inberufenen Verfassungskommission 
saßen kaum Vertreter oppositioneller Kräfte. Der Kommis­
sion wurden desweiteren eine Reihe von Vorgaben gemacht , 
die eine Verfassung im Stil des amerikanischen Präsidliaisy. 
sterns präjudizierten. 

Eingeengtes Parteienspektrum 

So konnten sich auch bei der Festlegung der künft igen nige· 
rianischen Wirtschaftsordnung die Ideologen einer gemisch. 
ten Wirtschaft fast ungehindert durchsetzen. Es fo lgte n d ie 
indirekten Wahlen zur Verfassungsgebenden Versammlung 
durch die örtlichen Räte im Sommer 1977. Die Zusammen· 
setzung dieses Gremiums ergab ein Spiegelbild der Kommis­
sion. Schließlich wurde in der Vorbereitungsphase zu den 
al lgemeinen Wahlen auch das Parteienverbot wieder a.ufge. 
hoben. 

Von den sich rasch konstituierenden 53 Part eien9 wurde 
nur fünf d ie ErfUllung der von der Wahlkommission a.ufgc. 
stellten Bedingungen zugesprochen . Nur diese funf konnten 
auch auf während der Militärherrschaft for tb estehende Kon­
takte zw ischen ehemaligen führenden Parteimitgliedern aus 
der I. Republik zurückgreifen. Eine ganze Reihe dieser Polio 
tiker war während der Mili tärherrschaft in politischen Äm· 
tern tätig gewesen und halle von dort aus seine Machtbasis 
erhalten oder sogar ausbauen können. 
Nicht zugelassen wurden nebst anderen auch die drei soziali· 
stischen Gruppierungen. Partei des Sozialistischen und Ar· 
beitenden Volkes (SWPP), Sozialistische Partei d er Arbeiter, 
Bauern und der jugend (SPWFY ) und die Nigerianische Ar· 
beiter· und Bauembewegung (WOPVAN). Noch beim Sturz 
Gowons und bei der landesweiten kritischen Diskussio n der 
zukünftigen Verfassung hatten sie eine hervorragende Rolle 
gespielt. J edoch wurden sie sei t Oktober 1977 zunehmend 
zum Ziel politischer Gegenaklionen. Die Folgen der Um­
strukturierung der Gewerkschaften hatten sie einer wich t i· 
gen organisatorischen Basis beraubt. Hinzu kam die Zer· 
schlagung der Opposition an den Universitä ten durch die 
Militärs nach den Unruhen der Jahreswende 1977/78 im 
Zusammenhang mit der Erhöhung der Studiengebühren. 
Auf dem Hintergrund dieser Ereignisse und ohne einig,~ndes 

Band konnte der Aufbau der Parteiappara te nicht in den 
vorgeschriebenen drei Monaten bis zur Registrierung erfol · 
gen. Die SPWFY und die WOPVAN gingen daraufhin il:! den 
reformistischen Par teien VolkserIösungsparte i (PRP) und 
der Einheitspartei (UPN) auf. 

Die ideologische Bandbreite der fUnf registriert en Parteien, 
w denen auch die PRP und die UPN gehören, ist schmal 
und weist entweder reform istische oder neo koloniale Züge 
auf. Immerhin bringt die PRP Aminu Kanos im Rahmen 
ihres "demokrat ischen Humanismus" besonders im Norden 
Nigerias die Interessen der Bauern und der städtischen Mas· 
sen gegen die Privilegien der herrschenden Klasse zum Aus· 
druck. Die PRP ist die einzige zugc:Jassene Partei , die konti· 
nuierlich die Macht der multinat io nalen Konzerne in Nigeria 
kr itisierte und für die energische Unterstützung d es Befrei· 
ungskampfes im Südlichen Afrika und im Nahen Osten ein· 
trat . Awolowos UPN o rienliert sich dagegen fast ausschließ· 
lieh auf die Verfolgung eines Sozialprogramms zur Befriedi· 
gung der Grundbedürfnisse der Masse der Bevölkerung. 
[n der Großen Nigerianischen Volkspartei (GN PP) von Ibra· 
hirn, der Nigerianischen Volkspartei (NPP) von Azikiwe und 
der Nationalen Part ei Nigerias (NPN) spiegeln sich die Inter· 
essen der nigerianischen Bourgeoisie mit ihnen regionalen . 
Schwerpunkten eindeutig wieder. Alle drei Parteien bringen 
Forderungen nach Steuerse nkungen und Entnationalisierung 
vor. Auch sie betont en jedoch angesichts des Wahl ka mpfes 
ihre Bereitschaft zur gleichmäßigeren Verteitung des natio· 
nalen Reichtums. 
Die NPN ging aus den Wahlen zum Senat, zum Repräsentan. 
tenhaus, den Länderparlamenten, den Gouverneurs· und der 
Präsident enwahl von Mitt e 19 79 als stärkste Part ei hervor. 
j edoch verfügen alle Parteien über regionale Bastionen, in 
denen sie: die politische Macht übernehmen konnten. Präsi· 
dent Shagari von der NPN kann im Bundesparlamenl nur 
mit Hil fe der NPP regieren. In den Bundesstaaten verfügen 
die Go uverneure in e inzelnen Fällen nicht einmal über Paria· 
mentsmehrheiten. So spi tzten sich die Auseinandersetzun· 
gen um die Verteilung der politischen Macht in den verfas· 
sungsm äßigen Gremien sei t Oktober 1979 langsam zu. Sie 
weiteten sich schließlich im januar 1980 auf d ie staat lichen 
Gesellschaften und Körperschaften aus. 
In seinem ncuen Wirtschaftsprogramm hat Shagari hinsicht· 
lich der Entwicklungsschwerpunkte Industrie und Landwirt· 
schaft (Grüne Revolu tio n) die Fortsetzung der im 3. und 4. 
Entwicklungsplan formulierten Ziele der Militärregierung 
angedeutet. Allerdings wurden auch wichtige Unterschiede 
offenbar. Die Shagari-Regierung will nicht nur alle Beschrän­
kungen bei Gewinntransakt ionen aufheben; sie kündigte dar­
über hinaus e ine überprüfung d er Höhe der staatlichen Be­
teiligungen in joint·Ventures (Gemeinschaftsunternehmen 
von in· und ausländischem Kapital ) mit dem Ziel ihrer Ver· 
ringerung an. 

Anmo:rkungen: 
I) Vgl. Journal of Modem African Studie" London, Nr. 4/1973, S. 

531 und Bundesuelle fLir Außenhandebinforrnationen (BfA), 
Nigeria. Wirtschaftsdaten und Wirtschaftsdokumentation, Juli 
1979,5.8 

2) Vgl. Africa South of the Sahara, London 1979.5.742 
3) Vgl. African Affaif$, Loodon, Nr. 3{1976, s. 287f. 
4) VgJ. BfA, Nigeria, Wirtschaftliche Entwicklung 1977/78, S. 58 
5) Vgl. African Business. London, Nr. 9 /1979, S. 59 
6) Zur Nigetianisierungspoli tik vgI.. Review of African Politica! 

Economy (RArE), London, Nr. 14/1979, S. 56·68 
7) Vgl. Labour and deve1opment, Lagos, Nr. 30-31{1977, S. 11· 14 
8) Vgl. K. Hutschenreuter, Aktuelle Entwicklungsprobleme Nige· 

rias, in: Afrika, Lateinamerika, Berlin, Nr. 6{1978, S. 1145 ff. 
9) Vgl. Afrika·lnformationen, Harnburg, Nr. 11{1979, Sondernei· 

lage 

Richtigstellung: 
In AlB 4/1980, S. 18, rechte Spalte, 21./22. Zeile von oben muß es 
in einer redaktionellen Anmerkung zum Grundsatzdokument der 
Patriotischen Front von Hondur:u anstalt ..... revolutionären, mit 
der Oligarchie verbundenen Mititärs ..... sdbslversländlich heißen: 
..... kamen unter GeneraJ. Po1icarpo Pu Garda die reaktionaren. 
mit der Oligarchie verbundenen Militärs an die Mach!.. ... Wir bit· 
ten, die se: technische Panne zu entschuldigen. 
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Erdölpolitik 

Wolfram Brönner/Paul Maaskola 

Die Ölkrise - V\ferk der OPEC? (3. Teil) 

",,'och 'Iie waren Markt- und Ma ch/posi/ion der multinatio­
nalen Gesellschaften so stark wie .l U Beginn der 80er Jah re. 
,Vur scheinbar fühlen sich die Vlmuftis von derl OPEC·Her. 
ren terrorisiert und von den Verbraucherlätrdern krit isiert." 
Diesen Eindruck des Spiegel vom 11.2.1980 beHrirht arlch 
unsere Untersuc1m ng der Vlkrise. Nachdem sich die erstell 
Teile in AlB 3 und 4/ 1980 mit den Ursachen drr Energie­
und V/k rise. der RoUe der Ölmultis und der Ofliinder be­
faßten., setzt sich der dritte und abschließende Teil mit den 
energiepoUtischen AnpassungsverSl.lchen der lVestrniichte 
auseinander und diskutiert die möglichen Altern.aljven. Ge­
sonderte Beiträge ZII den Auswirku ngen der V/kris e auf die 
nicht erdölexporlierende1! Entwicklungsländer und zur Bon· 
ner RohstofF und Energickunuptiun wllen folgen . 

Seit der ölkrise 19 73/74 brach sich in den imperialistischen 
Metropolen die Einsicht Bahn, daß die Zeit der unbegrenz­
ten Vcrfügbarkeit an 01- und anderen Energieressourcen zu 
Billigstpreisen unwiderruflich abgelaufen ist. Am Anfang der 
Suche nach einem Ausweg aus der kapitalistischen öl- und 
Energiekrise stand die Ambition, durch eine Zerschlagung 
der OPEC bzw. eine konzertierte ölkriegsva riante der 
NATO-Mächte die I'ositionsgewinne d er Olförderländer w· 
rüdwrollen (vg!. I . Teil in AlB . Nr. 3/1980, S. 10 ff.). Wie 
die Olkriegspsychose des jahres 1979 illustrierte, ist der 
Drang nach diesem reaktionärsten Ausweg keineswegs aus 
der Weh. wenngkich die r-,-Iühen um eine einheitliche Ener· 
giepoliti k der Westmächte im Zeitraum 197 3·79 doch alles 
in allem den o ffenen Angriff auf die ölexportier ,enden Ent­
wicklungsländer zurückges tell ten - so der Konsens der 
,,7 Großen" USA, BRD, j apan. Großbri tannien, Frankreich, 
Italien und Kanada auf ihrem letzten WirtschaftSgipfel in 
Tokio Ende j uni 1979. 

Sonderstellung der USA und Großbritanni,ens 

US-Präsident j immy Carter konnte sich in Tokio mit seinem 
Plädoyer für die Ergreifung konkreter Aktionen. gegen die 
OPEC, 1 d.h. fUr eine Erdölpolitik der Konfront,ation nicht 
durchsetzen. Zu verschieden ist die Interessenlag;e des Gros 
der kapit alistischen Industr iestaaten von jener deT USA und 
Großbritanniens. 
Letztere nehmen als Stammländer der noch immer weh ­
marktbeherrschenden angloamerikanischen Olmul t is ohne­
hin eine Art Sonderstellung ein. Sie wird noch bestärkt, d a 
sie relativ geringere Anteile der Olimporte am nationalen 
Gesamtenergieverbrauch (USA 22%, Großbritannien 2 1 % im 
J ahr 1978) und am nationalen Olverbrauch (42% bzw. 50%) 
aufweisen, und da sie über ansehnliche einheim:ische Ener­
giero hstoffressourcen verfUgen. Neben den in beiden Län­
dern enormen Kohlevorräten sticht Großbritannien durch 
beträchtl iche Olresso urcen (Nordseeöl) ab, die USA durch 
gewaltige Vorräte an Olsanden sowie ihre - gem einsam mit 
Südafrika - in der west lichen Hemisphäre monopolistische 
Stellung als Uranproduzenten bzw. -exporteure. Die beiden 
le tzten Kriterien treffen auch auf Kanada zu, verleihen ihm 
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daher ebenso eine ansehnliche eigene Energiebasis. 
In einer erheblich schwächeren Ausgangslage befinden sich 
hingegen japan, Frankreich, die Bundesrepublik und Italien. 
Sie verfUgen über keine vergleichbaren Energieressourcen, 
ausgenommen die bundesdeutschen Kohlevorräte, d ie aller· 
dings von der Bonner Regierung weiter vernachlässigt blei­
ben. Obgleich diese Gruppierung durch staatliche Subventio· 
nierung den Ausbau natio naler Olgesellschaften - in der 
BRD seit Mitte der 70er j ahre die VEBA - be treibt, konn· 
ten die angloamerikanischen Olmultis in allen diesen Län­
dern ihre beherrschende Stellung auf den Olmärkten be­
haupten. Diese Staat en sind jedoch nach Kräften best rebt. 
ihre Import abhängigkeit von den 7 Majors und von der US­
Administra tion nicht noch weiter zu vertiefen, sondern ab­
zubauen. Die jüngsten ölkrisen-Erfahrungen mit den rück­
sichtslosen Verknappungsprak tiken Washingw ns, welche 
den USA eine strategische Olreserve auf Kosten der EG­
Staaten und j apans eintrugen, bestärkten die energieschwä­
cheren Westmächte eher in ihrem Kurs. 

Durch das Signali sicren echter Konzessionsbereitschaft such· 
ten sie ein Arrangement mit den OPEC-Ländern zustande zu 
bringen, um auf diese Weise die arabischen Olländer von 
einer Wiederanwendung der Olwaffe abzuhalt en und eine 
"mäßigende" Olpreispolitik der OPEC zu erwirken. Noch im 
Dezember 1973 hatte - unter geharnischten Protesten der 
USA - in Kopenhagen ein westeuropäisch.arabischer Gipfel 
stattgefunden, mit dem die EG-Mehrheit im Alleingang auf 
eine langfristige Olversorgungssicherung abzielte. Doch tiefe 
energiepolitische Widersprüche innerhalb der EG selbst und 
die Rücksichtnahme von Teilen der EG auf die Sündnisbe· 
ziehungen mit der militärpolitischen Führungsrnacht USA 
brachten den (west)europäisch.arabischen Energiedialog 
zum Scheitern. Die EG·Neun vermochten sich überdies nach 
über dreijährigem Tauziehen Ende 1976 nicht auf eine ein. 
heit!iche Energiepolitik zu einigen. 
Ähnlich endete auch im juni 1977 der auf Initiative Fran k· 
reichs zustande gekommene Energiedialog aller westl ichen 
Hauptländer mit 19 Entwicklungsländern, die von den 
OPEC.l\.-litgliedern angeführt wurden. Außer einer völl ig un­
verbindlichen Empfehlung zur internationalen Kooperation 
auf dem Energiesektor brachte diese im Dezember 1975 in 



Paris eröffnete Konferenz über Internationale Wirtschaftli· 
che Zusammenarbeit (KIWZ) kein Resultat hervor. 2 

Innerimperialistische Interessengegensä tze minderten auch 
vo n Anbeginn die Errektivit ät des gemeinsa men Krisen­
managemenu von 20 kapitalistischen Industriestaaten mit 
Hilre der im November 1974 gegriindeten Internationalen 
Energie-Agent ur (ltA). Sic entstand im t: rgebnis der von 
den USA initiierten Washingtoner Energieko nferenz vom 
Februar 1974 und definicrt sich als autonome Institution im 
Rahmen der Organisation für Wirtsc haft liche Zusammenar­
beit und En twicklung (OECD). Die US-Regicrung, die sich 
1/3 der Sit ze im Verwaltungsrat der IEA sicherte, suchte 
diese von vornherein in ein Instrument zur Ko nfront ierung 
der OPEC zu verwandeln. Daher verweigerte Frankreic h bis 
heute den Beitritt zur Internationalen Energie-Agentur_ 
Infolge der Interessenkollisionen zwischen den USA einer· 
seits. der tG und Japan andererseits, konnt e mall sich inner· 
halb der IEA auch auf keine einheitliche Strategie im Um· 
gang mit den erdölcxportierenden Entwkk lungsländcrtl eini· 
gen . In den cnergicpolitischen Orientierungen der Agentur 
aus den J ahren 1974, 1976 und 1979 kam lediglic h ein 
Minimalkonsens für den ölkrisen faJl :wstande: Mit der Anle­
gung VOll ölvorräten aller Mitgliedsländer und der V<: re in­
barung e ines gemeinsamen ölverteilungssystems bei a.kuten 
Ver50rgungsausf,iIlen (mehr als 7% des NormalverbraUChs) 
blieb das Aktio nsziel d er IEA auf den "Noutandsfall" be­
grenzt. Und selbst dieses beschränkte gemeinsame Krisen­
management \'ersagte in d er zweiten ölkrise 1979 (s.w.o.). 
Die ferner in den IEA-Programmen empfOhlene koordinierte 
Entwicklu ng neuer En ergietech nologien bzw. a lternativer 
Energieträger blieb folgenlos. Die 1978 eingegangene Ver­
pflichtung zur Drosselung des Olverbrauchs um jährlic h 5% 
ist eine leere AbsichlSbekundung, da sie in den nationalen 
Energieprogrammen nicht umgtset:u. ja bereits im (:nten 
Quartal 1979 bei e inem westeuropäischen Olverbrauchszu­
wachs von 3,3% verunmöglicht worden war.3 

Auf dem To kioter Gipfel, dem 5. Wirtschaftsgipfel der West· 
mächte seit 1975 mit d em Themenpunkl Energiekrisen­
managem ent, wurde die Notwendigkeit einer "gemeinsamen 
Strategie" der "Redul.:ierung des Olverbrauchs" zur dring­
lichsten Aufgabe erklärt. Dies so ll , so das Kommunique vo n 
Tokio weiter, durch die "Verringerung des Ölverbnluchs 
und die Beschleunigung der Entwickl ung anderer En,=rgie-

quellen", namentl ich von Ko hle und Kernenergie gescheh en. 
Zugleich verpflichtete man sich auf das Einfrieren der Olim ­
]>ortmengen bis zum J ahr 1985.4 US-Präsidenl J. Carter 
setzt e gar in seinem 6-Punkte-Energieprogramm vom 16. J u­
li 1979 die Absichuerklärung hinzu, um di e .,unerträgliche 
Abhängigkeit vom ausländischen öl" l.: U beenden. sollt en die 
US-Olimporte bis 1990 um 50% gekürzt werden. 5 

Doch hier wie im Falle der Bundesrepublik blieben dun.:h­
schlagende staatliche Maßnahmen 1.ur Realisierung des ange­
kündigten ölsparens aus. während etwa Frankreichs Regie­
rung 20 Einzclmaßnahmen zur Heizöl-, Strom - und Gaskon­
tingentierung, Tempolimits u.a.m. verfügte. Die \'on Bundes­
winschaftsm inis ter Otto Graf Lambsdorff ausgegebene Or­
der "Das regeln wir über den I're is" hai jedenfalls keine 
entscheidende Reduzierung des ölverbrauchs bewirkt. Be­
reits End e August 1979 gab die Hundesregieru ng bekannt, 
das Olcinsparungniel sei 1979 flir die BRD wie auch die 
anderen großen IEA ·Staatcn wohl kaum zu hallen. Tokio 
hat so gesehen nur eine neue Runde im innerimperial isti­
schen "Verteilungskampf um s ö l" (H. Schm idt) eingeläu. 
tet. 6 

Sicherheitsfaktoren: zwischenstaatl iche 
Ollicrerbez ichungcn, Multi-Verstaatlichung 

Vor allen Dingen aber führt die im Ko mmunique von Tokio 
auffallige Schonung der Ol multis, die Denunzierung der 
OPEC-Länder als angebliche Urheber der kapitalistischen 01-
und Energiekrise und das versuchte Gegenei nandcrausspie­
len vo n Olländern und anderen Entwicklungsländern an der 
Sache vorbei . Wie wir weiter oben sa hen, war nicht die Poli­
tik der OPEC-Länder, sondern die manipulierte künstliche 
Olverknappung seitens der 7 Olmajors und seitens der west ­
lichen Regierungen ausschlaggebend rur die Zuspitzung der 
Olkrise des J ahres 1979. Nicht die arabisch-iranischen erdöl­
export ierenden Staaten sondern die Olmultis waren es, die 
durch skrupellose Praktiken die Preise für Rohöl· und Raf· 
finerieprodukte auf astronomische Höhen trieben. Nicht die 
Polit ik der OPEC, sondern das antinationale Profiutreben 
der Ko nzerne und der - gerade in der BRD extreme -
Mangel an staatlichen Preis- und Vencilungskontrollen ge· 
genüber diesen Olmultis erwiesen sich als die Unsicherheits­
faktoren flir e ine kon tinuierliche Energieversorgung. 
Das von der Bundesregierung Ende 1977 vorgelegte Energie. 
programm ("zweite Fortschreibung" von 1973) hat sich hin­
sichtlich der Priori lä tensetzung auf die "Sicherheit der Ener­
gieversorgung" gerade deshalb als untaugliCh erwiesen, da es 
dabei auf die .. Markt kräfte", d .h. die aus- und inländischen 
Olkonzerne, baute.1 Mehr Sicherheit läßt schon gar nicht 
die heute wieder verstärkt geforderte Foreierung des Kern­
energieausbaus erwarten. Der Reaktorunfall von Harrisburg 
hat das beträcht liche Risiko vo n Kernkraftwerken, 7.umal 
unter kapi taliSl ischen Bedingungen (Profit motive gingen 
hier vor erforderliche SicherheilSvorkehrungen), unterstri­
chen. Starke Protestbewegungen machen ohnehin die 
Durchsetzbarkeil der staatlichen Kernenergievorhaben unge­
wiß. Überdies würde die BRD ihre beklagte Olimportab hän­
gigkeit in diesem Fall gegen eine noch einseitigere Imponab­
hängigkeit von nordamerikanisch-süda frikanischem Uran 
einl"auschen. 
Um in der Bundesrepublik Olverbrauch und ölimportabhän­
gigkeit schrittweise abzubauen, bietet sich hingegen die for· 
eierte Nutzung der enormen heimischen Ste inkohlevorräte 
als erster sicherer Hebel an. Als zweiter Garant flir die Redu­
zierung der Unsicherheitsfaktoren in d er Energieversorgung 

. empfiehl! sich, anstelle der Versorgungsabhängigkeit von 
den Olmajors, d er zügige Ausbau direkter Ollieferbeziehun­
gen mit den OPEC·Ländern auf zwischenstaatlicher Ebene. 
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Durch langfristige Lideryerträge 80nns mit Regierungen der 
Olslaaten auf der einen Seite, die Einschaltung staa tlicher 
Olgesellschaftf'1l und Ko nlrolle n über die I': rdölpreisgestal­
!Ung und -verteil ung auf der anderen Seite , könnte die inlän­
dische Mark lbeherrso.: hung durch dk Olmultis abgetragen 
werd en. 
Die Erfa hrungen der jüngsten Ölkrise haben eindeutig ge­
zeigt, daß nur eine ,·olle Ausschaltung der hauplSachlichen 
Unsicherheil$faktor en verhindern könnte, daß der F.rdölzu­
nuß weiter manipuliert und neue Angriffe auf die Taschen 
der Verbrauc her gefahren werden. Eine solche Ga.rantie aber 
kan n es nur im Falle einer Verstaatlichung d~·r ölmultis 
bzw. der geiiamtcn Erdölwiruchaft und ihrer demokrati­
schen Ko ntrolle durch die werktätigen Massen geh en. 

Das Eintreten für gleichberechtigte Beziehungen zwischen 
OI'EC-Ländern und west lichen Regierungen empfiehlt sich 
sc hließlich nicht nur aufgrund des nat ionalen Int.e resses der 
BRD an der Sicherstellung eines stabilen ö lzu_nusse$. Sie 
ergibt sich gleichwohl aus dem Erford ernis, die Legitimität 
ei ner unabhängige n, antimonopolistischen Erdölpolitik der 
OPEC-Länder anzuerkennen. Gerade die ölländer des ara­
bisch-iranischen Raumes sahen sich einer jahrzehnt elangen 
kolonialen und quuikolonialen Ausplünderung durch d ie 
Westmächte ausgesetzt, wobei ihre Unterentwicklung, Ab­
hängigkeit und das Elend der Jl,1a.ssen ko nserviert wurden. 
Genaugenommen stünde daher den OPEC-Staaten wie allen 
unterentwickelt gehaltenen Ländern d er Dritten Welt mehr 
als eine völkerrechtl iche Gleichstell ung, nämlich Wiedergut ­
machung durch die hierfür verantwortlichen kolo nia len und 
neo koloniaJen Croßm 1khte zu. 

j enes Eintreten für gleichberechtigte Beziehungen zu d en 
OPEC-Staaten he ißt zu guter Letzt auch schlichte Respek­
ti erung der Realität. Auch großbürgerliche Gegens trategen 
gelangen heute zu der Einsicht , daß die ölländer, nament­
lich die des arabisch-iranischen Raumes, heute d ne irreyer­
sible Gegenrnachtpositio n gegenüber dem angloamerikani-
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schell .. Ölimperialismw " in I-länden halten: "Man muß 
sich", so der Leitartikler der .-rankfurter Allgemeinen Olm 
17. juli 1979, mit diesem Machtpo tentia l "arrangieren, ob 
es einem paßt oder nicht. " 
Di e progressille n OPEC-Staaten haben überdi es mit ihrer 
Verstaatlichungs- und KOllI rollpolit ik gegenüber den Ohnul­
lis in der ersten I-I älfte d er 70er jahre lIorexerziert, daß 
sc:Jbst dem schei nbar übernlächtigen Kartell der 7 ~1:!.j OlS 

beizuko mmen ist. Ihr Beispiel der Verstaat lichung und der 
u.E. demokrat ischen Volkskontrolle der nat iona len 01- und 
Energiewirtschaft wäre auch in den imperialistischen Zen­
tren das cffekt illste "Gegengift", um einer Wiederholung der 
Ölkr ise des j ahres 1979 zUllorzukommen. 
Die Bundesrepublik wie die meisten kapitalistischen Indu· 
striestaa ten werden zumindest in den nächsten zwei, drei 
j ahrzehnten auf ansehnliche Olim porte aus den OPEC-Län­
dern, beso nders d en ölländern des arabisch·i ranischen Rau­
mes, angewiesen bleiben. Die Herstellung eines neuen Ver­
hältnisses zu d iese n Staaten, welches alle Relikte der Ära d es 
"Olimperialism us" abzustrei fen hat, stell t daher eine Grund· 
"orauuetzung dar für das Funk t ionieren der westlichen 
f.nergieversorgung und Energiewirtschaft bis zumjahr 2000 
und d arüber hinaus. 
Anmerkungen: 
I) Nach: OPEC Bulletin, Wien,Nr. 26 /2.1. 1979 , S. 30 
2) Detaillien ;p;ur KIWZ $iehe: II .W. MaulI, Weltenergieprobleme: 

Auf der Suche nach neuen Fornlen internationaler Zusammenar­
beit, in: M. Tietzcl, Die Energiekrise: Fünf J ahre danach, Bonn 
1978, S. 217-244, hier S. 23.S·239 

3) Interview mit EG·Energiekommissar Guido Brunner in: Der Spie· 
gel,23.7. 1979 

4) Wortlaut des Tokioter Kommuniques, in: Guardian Weekly, Lon­
don, 8.7.1979 

5) Wortlaut der Carter-Rede. in: International Hcrald Tribune, 
Ziirich,17.7.1979 

6) Nach Stern, 5.7.1979; Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
27.8.1979 

7) Bunde5tagsdrucksaclle 8{J357. Sachgebi~t 75 , Deutscher Bundes· 
lag - 8. Wahlperiode, Bonn 1977, S. 2 



Einige Themen: 

Niemand liebt mich 
10 wie ich 
Der Durchbruch des Narzißmus in der jun­
geren Studentengeneration 

Sexualität - gibt es 
das überhaupt? 
Läßt sich das Triebleben dts Menschen aus­
einanderdividieren? Od~ ist Sex nur ein 
Produkt des freien Markts? 

Hlna Hagen: My Way 
Ein Interview ilbet Sex and Drugs and 
Rock'n'Roll 

Einmal und nie wieder 
Erfahrungen einer sterilisierten Frau und ei­
nes vasektomierten Mannes 

Liebe unte"" NIerentisch 
Die sexuelle Erziehung der heutigen Eltern 
in den rtlnfziger Jahren 

Sexualität vor Gericht 
Erregte Staat.sanwalte und Landgerichts­
direktoren als Offentliehe Ärgernisse 

The Plaza-Bordell 
Auch als stinkfein gehende Hotels gehen 
neuerdings dazu Uber. in ihren Bars und 
lounges Puff-Betrieb einzurichten 

Pädophilie 
Das letzte der großen sexuellen Tabus - soll 
es jetzt gebrochen werden? 

Orgasmus 
Bericht Uber den Stand der Erkenmnisse, 
welche psycho-physiologischen Ablaufe bei 
Mann und Frau als Orgasmus gelten 

Wochenbett 1m 
Femsehzlmmer 
Immer mehr Frauen wollen ihre Kinder zu 
Hause bekommen . Ein gesundheitsge­
rahrdender Modetrend oder ein Schritt zur 
Emanzipation? 

Auf d .... Reeperbahn 
morgens um Zehn 
Ökonomie und Psychologie eines Sex­
Supermarkts mit Seemannsbrauten, Kunst­
gliedern, Peep-Show und Porno-Kino 

Liebe 1m Büro 
Macht kaputt was noch nicht ganz kaputt 
ist : die Angeslellten -Sexualital 

Hausmänner 
Wie die neuen Manner kochen und backen, 
Kinder pudern und wickeln, nähen und 
stricken gelernt haben, und wie sie sich dabei 
fOhlen. 

Ruhe Im Glied 
oder, was macht der Wehrpnichtige mit sei­
nem Triebleben? 

N/IJSN 
und im Buchhandol 



Rückblick 
15 Jahre US-Interventicm in der Dominikanischen Republik 

Orl und Zeitpunkt ",,,ren geschmackvoll gcwihJt wie es Art US­
amerikanischer Neandertaler-Diplomatie zu Kin pflegt! Die USA 
wollten, berichte te die frankfurter Allgemeine Zeitung am 
28.3.1980, "den Völkern (der karibischen Region) g;u-antic rcn, daß 
sie ihre Regierung und ihu industrielle Entwicklung, Ihre polllischc 
und winKhaftliehe Lebensform selbst bestimmen können", so der 
Obcrbcfchhhabcr der US·Allantik-Flottc, Admiral Harry D. Train, in 
Santo Domingo, der Ilauputadt der Dominikanischcn Republik. 
Noch vor wenigen Wochen drohtcn d ie USA dem Iran mit orr<,nt r 
Intervention; in der Region des PenillChcn Golfe s macht sich eine 
Einheit der berüchtigten US·M<lrincinfanlcric breit; Meldungen häu­
fen sich über Truppoenbcwcgungcn, Manö"cr und Intcr ... m tionsdro· 
hungen der USA in dem von ihnen zu ihrem "Hinterhof" erklärten 
Mittd .. merika gegen die dortigen progreuiven Volksbe .... egungen -
Entwicklungen, d ie deutlich machen, daß in der US'Außc:npoli tik 
nach wie vor jene zynische Anmaßung vorheuscht, die berei t ' mit 
der sog. Monroc·Doktrin IS2!! ihren Ausdruck gefunden haue. 

W .. s den Auslassungen deli Admirals H.D. Tu.in jedoch die beliondere 
Note gibt: Ende April dJ. jährte sich zum 15. Male du Tag, an 
welchem zum vorerst letuen Mal eine'offene mil itärische Intaven· 
tion der USA in einem lateinamerikanischen Land st .. ttgefunden hat· 
te. Es h .. u e unter einem maßvoll progressiven Regime versucht, seine 
"Lebensform ~lbn (zu) bestimmen". Am 28. April o rdnete Pr.bi· 
dent L. B. Johnwn den EinJatz von US·Truppen gegen S3.n to Domin· 
go w, deren Gesamt stärke lich binnen einer Woche auf über !!O 000 
Mann erhöhte, darunter 7 000 "Marine"'. 
N .. türlieh wurde zugleich eine "Dokuin" zur Rechtft:rtigung du 
nackten Aggression zuummenfabuliert. L.B. Johnron verkündete sie 
am !!. Mai 1965 in einer Fernsch .. nsprache. B(irgerkrtcg;e in irgend· 
einem Land der Hemitphire Kien dessen Angelegenheit. Drohe aber 
Gefahr, daß sich "Kommunisten" einer solchen Ausein .. ndenetzull8 
"bedienten", um w die Macht zu gelangen, 50 WÜrd.!n die USA 
notfal ls allein sofort intervenieren, um im Sinne der Monoroe·Doktrin 
(!) und der BeschJUu e der Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) d ie Errichtung eines zweiten "kommunistischen" Staate. in 
der Hemisphäre nach Kuba zu verhindem (zur GeSChi(:hte der US­
Doktrin siehe M B, Nr. !!/ 1980, S. 4 ff.) . 
In nach der Lcgik der USA ,,kommuniniKh" alles zu sein pflegt. 
was irgend wie den eigenen Profitintere$~n abträglich ~in könnte , 
nimmt CI nicht wunder, daß mit ähnlichen "Begründungen" die 00· 
minikanillChe Republik ebenso wie die meuten anderen lateinamai· 
k~nischen Staaten wiederholt Ziel amcrikanischu Interventionen 
waren. Unter der Rubrik "Einsatz bewaffneter US·Streitkräft e in 
OberfCe" verzeichnet der USwngressional Reeord z.B.: ,, 190!!: 0 0' 
minikanische Republik : Zum Scl!utz amerikanischer InteresKn in 
der Stadt Santo Domingo während eine. revolutionären Aufs~ndel. .. 
19M: OominikaniJChe Republik: Zum Schutz amcrikanischer 1nte­
renen .. 'ihrend revolutionirer Kämpfe ... 1914 : Dominikanische Re· 
publik: Wahrend einer revolutionären Bewegung. .. 1916·1924: 00· 
minikaniKhe Republik: Zur Aufrechterhaltung von Orrlnung wäh· 
rend einer Periode chronischer und drohender Auf, tände." 

Das Resulut derart in tensiver " lnterU fCnwahrung": Die Dominika· 
ni llChe Republik wurde zu einem der ärmsten Under Lateinameriku 
und zu einer lange Zeit h indurch von der blutigen Tyrwnei Rafae l 
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Trujillos geplagten lb.lbkolonJe US·amerikanischer Firmenintereuen. 
Als R. Trujillo 1961 ermordet " 'urde, khälZte man das Vermögen 
~iner Sippe auf et",a 800 Mio US·Dollar - nach damaligem Um· 
rcchnungsku~ rund 2.5 Mrd 0~1 . Abgesehen ,'On den Uesitztümern 
amaikanischer Konzerne war R. Trujillo faktisch der hmaber der 
Insel: unter leiner Kontrolle befandeu sich die MasKnmedien, die 
gesamte Uierproduktion, der Handel mit Salz, Fle isch, Kaffee, die 
LüftfahrtgeselJschaft, Tabakhandcl, die Staatllotterie, Versicherun· 
gen, Banken und !.ber I f !! des bcb .. uba.ren Landes. Das US·Ka pitai 
beherrscht die übrigen ökonom isch entscheidenden Sektoren : der 
ALCOA·Kon:tern beutet die reichen B .. uxiu·orkommcn der Insel aus; 
die United Fruit Co. (hwte United Brands) ~'CrrUgt übc:r das Monopol 
im Bananenanbau und ·handel; f"irmcn wie d ie National Sugar Re­
fining und die South Puerto Rico Sugar Co. haben den gesamten 
Zuckerrohranbau und dessen Verarbeitung in der Iland. Die Kum· 
panc:i zwischen R. Truj illo und seinen Beschützern in den Konzern· 
etagen über$lllnd auch einen von der OAS 1960 ~'erhängten Boykott, 
",eil Trujillo versucht hatte, den Stuupräsidentcn Venezuelas ermor· 
den zU lau en ldie Erschießungen ~'On zwischrn 15000 und 20000 
haitianischen Landarbeitern im Grenzgebie t 1937 hatte übrigen. d ie 
Staatengemeinschaft Amerikas ungeriihrt gelassen): Oie USA kauften 
wei terh in 400000 t Zucker lwährend Kuba effektiv boykouiert 
wurde); der Konzern Sinclair Oil Jlellte weiterhin die Olveoorgung 
der Insel sicher. 

1961 brachte dennoch du Ende der SchreckensherrllChaft und das 
Anwachsen der demokratischen Opposition; am 30. Mai 1961 wurde 
Rafacl Trujillo ermordet. Nach einer kurzen Regierung seines frühe­
ren MiniJlers und Proteges Washingtons, Balaguer, gewann im Oe· 
zember 1962 d ie Oominikanische Revolutionspartei lPRO) dei 
Historikers und Soziologen Ju .. n Bosch die ersten freien Wahlen nach 
jahr:zehntcJanger T erTorhernchaft. 
Es war d ie Ä.r .. der IIOg. "Allianz fÜT den Fortschriu" John t'. Ken· 
nedys. Im April 196!! "erabschiedete das Parlamrnt in Santo Domin· 
go eine gemäßigt progressive Verfauung, die einige Reformen, so u.a. 
in der Landfrage vorJOlh. Im September 1963 stürzte eine Gruppe 
reaktionärer Offiziere mit CIA·Untef$tützung die Regierung BOKh, 
wahrend vor der HaupuUldt US·S treitkräfte in AJarmbereltK haft la· 
gen. Die Inselrepublik wurde wieder auf US· Kurs gebracht; 1964 
wurde ein Finalll.programm des Welt"'ihrungsfonds übernommen, 
das sich nach der Darstellung des Kenncdy· Biographcn Schlesinger in 
einem Rückgang des Pro· Kopf· Einkommens, vergröBerter Arbei15lo­
sigkeit und schließlich verstärkten sozialen Spannungen niedel'KhJug. 
Am 24. April 1965 unternahm eine Gruppe fortschrittlicher Offizie· 
re unter Führung des Obersten Franci,eo Caamano Deno einen 
Staatsstreich gegen die rechte MilitiJjunta; .ie ~erlang te die Rückkehr 
zur Verfanung von 196!! sowie die Wiedereinsetzung des rechtmäßi· 
gen Pris.identen Juan Bosch. Die Situation vcrscliirfte sich dadurch, 
daß die linken Rebellen Waffen an die Bewohner der Atbei terviertcJ 
von Santo Domingo ausgaben. Den rechtrn Gegenkräften war kl..." 
daß auch ihre Panzer und Flugzeuge ein bewaffnetes und entschloil" 
.'lCnes Volk nicht würden besiegen können. 
US·Botschaftcr Bennen sowie de r frühe re US· Unterstaatssekrctlir rur 
Lateinamerikafragen, Thomas M .. nn, nutzten die Situation: Mann 
wen'Cdcte L.B. J ohnson, eine " massive bewaffnete Intervent ion zur 
Verhinderung einer kommunistischen Machtübernahme" durchzurlih· 
ren. In der OAS letz te US-Botseh .. fter Ellsworth Bunker mit 14 
gegen !I Stimmrn (Chile, Ekuador, Peru, Mexiko und Uruguay) die 
Bildung einer pro-form..oAS·Streitmacht durch, der Kontingente 
aus Brasilien, Honduras, Nikaragua und KOlarika angehörten. Bun· 
ker war AuhichUl':l u mitglicd der National Sugar Refining Co.; leine 
Verdienste uugen ihm anschließend die Berufung zum US·8otschaf· 
ter in Saigon ein. 

Ikm Einsatz da Aigressionstruppen war a z\ll.uschreiben, daß die 
Volkskrihe neutral isiert werden konnten. Im UN·Sicherheitsnt wur. 
den die USA .scharf angegriffen; mehr als ein Komprorniß zur Lösung 
der SitWLtion, der vo r allem der Linken Khade te, kam indessen nicht 
zustande. Im Sommer 1966 fanden Wahlen stau, die mi t dem Sieg 
deI massiv von den USA unterstütz ten Balaguer endeten. Oie Domi· 
nikanische Republik übe rnahm erneut d ie RoUe eines getreuen USo 
Vasallen. Aus der in lich zersplitterten Linken versuchte eine Gruppe 
um Oberst Ca.amano, einen Guerillakrieg gegen d 3.J; Regime Ualaguer 
zu führen. Anfang Februar 197 5 landete eine Truppe Gueril lero. an 
der Küste der Insel; am 17. Februar wurde Caamano in einem Ge· 
fecht enchossen. Die fortschriul iche ... Krihe da Oominik.ani .schen 
Republik hatte ... eine Etappe im Kampf gegen die Us.Vorhel'OChaft 
verloren. J . Oilrowlky 



Rezensionen I Filme 
Filme zu Vietnam 

Ein i,~ Szenen alU dem Leben du Prlisident en Ho Chi Minh 
Demokntische Republik Vietnam 1960 , Ca. 40 Minuten , JlChwan.1 
"'ciS, Magßeuon 
(Vuleih: Filmdicmt Vietnam, c/o Prof, 0 •. G. Giaenftld, Fr.mk· 
runer SIr. 55, 3550 Marourg I, Tel. 06421 / 12170) 
Millds dokumentarischer Foto- und Filmaufnahmen aus Ardliven 
zeichnel de r Film den Lebensweg des großen "lelnamelischen Befrei· 
un~kiimpfcrs und ersten Präsiden ten der Ocmokntischcn Republik 
Vie tnam (DRY) , Ho Chi Minh, nach, der am 19. Mai diCKs J ah res90 
Jahre alt geworden wäre. Zudem v .. rmincln die Bilder eiocn Ein­
druck von "ichtigen wclthislorischcn Ereignissen und geben Einblick 
in die Sozialguchichtc du begioncndcn 20. Jahrhunderu. da. dic$e 
Erfahrungen eng mit der Ausprägung der PeT$Önlichkeit des jungen 
Ho Chi Minh verknüpft sind. 
"Onkel Ho", wie er von sc:inem Volk fre undschaft lich genannt wi rd , 
wurde 1890 in der Provinz Nghe An geboren und vertmu::hte bier in 
innlichen Lebensvc:rhältnissc:n Kine Jugend. Mit 21 J ahren "erl ieß er 
sein 'Heimatland, du von den franzötischen Kolonialisten ausgeplün· 
dert und in Rücbtindigkeit gehalten wurde. 
Ah Ililhkoch .. ur einem Schiff n .. ch Marsc:iIle gelangt, mußte er e(­
kennen. daß auch hier die Masse der Bevölkerung in binerer Armut 
lebte. was der .·ilm mit eindrucksvollen 8ildern dokumentielft. Ho 
OÜ Minh veranla.6te dies zu der Frage: "Warum wollen die Fran­
zosen uns zivilisieren und nicht sich K lb$l?" Auf dem afrikanischen 
Kontinent sah er, daß die dortigen Völker ebeMOKhr unte .. dem 
J och des Kolonialismus litten wie Kin eigenes. Von der Freiheiulla­
tue de r USA war er weit weniger beeindruckt als von deren riesigen 
Gdlingnissen. von dem Elend, das er am Fuß der Wolkenkratzer 
erblickte. und "on der brutalen Unte rdrückung der schwanen Bevöl­
kerung. Diese Erfahrungen, die weKntlichen Anteil d .. ran hallen, 
daß Ho sein gesamtes weiterei Leben in den Dienst des pl'oleta­
rischen Intem:.at ionali5mus nellte, faßt der Kommentar mit den Wor­
ten zusammen: " Ho Chi Minh bereille als Schiffskoch und Stl'llBcn­
feger, ah Fotografengehilfe und Kellner sowohl die Munerländer als 
auch d ie Kolonien; aber überall traf er nur zwei Kategoriel1 von 
Menschen: Unterdrückte und Unterdrücker." 
Wlihrend und nach dem I. Weltkrieg hie lt sich Ho Chi Minh in Paris 
auf, "" 0 er an der Seite der französischen Arbeiterbewegung gegen 
Imperialismus und Krieg kiimpfte. Von Kincm Einsatz für die V nab· 
hi ngigkeit und Freiheit Vie tnams zeugt neben den abgebildeten 
t1ugbllittem und Schriften die de r Versailler Friedenskonferenz zu· 
geleite te Erkl lirung, in der er die .-orderung nach dem Sclbstbl:nim· 
mun~recht dn vietnamesischen Volkes erhob. 1920 gehöne Ho zu 
den Mitbegründern der .-nmzösischen Kommunistischen Panel. 
Als Ho Chi Minh 1923 an der Konferenz der Kommunist ischen In ter­
nationale in Molkau teilnahm. notiene er über den euten sozialini­
sehen Staat der Weltgeschichte; " Rußland iSl wunderbar zu erleben, 
wenn man sicht. wie au. Sklaven freie Menschen gemacht we,,~en." 

1924 begab er sich nach China, um hier aus de r Illegalität den Kampf 
für die 8cfreiuf18 de r Völker Südoslasiens fortzuse tzen. Er WaJ' Mit­
bcgriinder des Vereins der Revolu tionären Vietnamesischen Jugend 
und 1930 in Hongkong maßgeblich an de r Vereiniguf18 der drei Kom­
munistischen Paneien Vietnams zur KP Indoch inu beteiligl~ An 
deren Lei tung wirkte er in den folge nden Jahren vom Ausland her 
mit_ 
Eru im 2. Wehkrieg. al s der japanische Faschismus die französische 
Kolonialmacht in Indochina zurückdrängte, konnte Ho Chi Minh 
nach 30 J ahren Exil nach Vietl\ilm zurückkehren. Dort war er an der 
Bildung der Bcfreiungtfront Viet Minh beteiligt. Schon 1942 aber 
wurde er auf einer Auslandsmission in Olina von den Sold aten 
Tlehiang Kai Cheks gcfangengc:nommen. Seine "Gedichte aus dem 

Gc:f'angnis" zeugen von seinem ungebrochenen patriotischen Gei, t. 
Als Ho nach Vietnam zurückkehren konnte, dauerle es noch zwei 
Jahre bis er .. m 2.9. 194!1 die Unabhängigkeit des vietnamesiK hen 
Volkes proklamieren konnte. Allerdings begann bereiu im selben 
Monat der erneute Angriff anglofranzösischer Truppen. Em 9 Jahre 
danach konnten die französischen Interventen bei Dien Bien Phu 
endgültig geschlagen werden. 
Nach dicKm Sieg der vietnamniKhen Volksarmee widmete sich der 
Pr'.isident de r DRV nun veutärkt der 8efreiuf18 Südvietnams, d ie e r 
allerdings bis zu seinem Tod (1969) nicht mehr erleben konnte. 
Neben der politischen Arbeit 110 Chi Minlu macht der Film auch 
seinen Eiruatz für die kulturelle Entwicklung des Landes deutl ich. 
Oie Teufclsinsel 
DDR 1976. Studio Heynow,ki und Scheumann (H&S), 6!1 Minuten , 
Farbe. 3!1 mm 
(Verleih: UNIOOC Film GmbH. Damestr. 29,8000 München 19, 
Tel. 089/1!l6061) 
Der ente Vietnam-Film dei international bekannten Dokumentar­
filmstudios 'II&S wurde zum enten Jahrntag der Befreiung Siidviet­
nams fert iggntellt. Er ist dem soovietnamnischen Patrioten Lc 
Quaf18 Vinh gewidmet, der ab Studentenführer der illegalen Revolu· 
tionären Volksjugend 110 Chi Minh rur d ie Befreiung seines Landu 
kämpfte und 1961 unter der Diktatur Ngo Dinh Diems verhaftet und 
auf die Gefangeneninsel Con Son deportiert wurde. 
Oie Insel Con Son hatte bereits den französischen Kolonial isten $Cit 
1862 als Strafkolonie gedient und wurde vun ihnen mit dem Namen 
Teufclsinscl belegt. TatJ.lichlieh wa~n die Gcfingnis.tc: hier eine 
HÖlle: Diktator Diem und das spi tere Marionetten-Regime der USA 
Van Thieu errichteten hier eine Schandnäue des Impocrialismus, die 
derjenigen Buchenwaids vergleichbar in. 
Nachdem Le Quang Vinh hier drei Jahre in der Todeszelle zuge­
bracht hatte, wurde auf Druck der internationalen Solidaritlitsbewe­
gung das Urteil in lebensllingliche Haft umgewandelt_ In den Klingen 
und Foltendlen, die der Film zeigt, verbrachte er die J ah re von 
seiner Verhaftung bis zur 8efreiung Südvietnams im Mai 19 75. Der 
Patriot erühlt von den Haftbcdingungen; Die Gefangenen sollten 
gC'l.wungcn werden. die Fahne dei Marione tten- Regimes Thieul zu 
grüßen und dabe i .. Nieder m it Ho Chi Minh l" zu schreien. Als sie 
sich weigenen. wurden sie in Folterkammern gesperrt, durften sich 
nicht bewegen. wurden liegend aufeinander genapclt oder sie wutden 
durch das GittCT, das die in den Boden eifl8elasscnen Zellen von der 
Außenwelt trenn t. mit kaltem Wasse r oder Staub überschüttet. Tau­
sende wurden so zu Tode gequlilt. Die Bilder zeigen eisc:rne Fesseln. 
Prligelstöcke und andere Folterinstrumente, d ie von den Verwalte rn 
des Lagers benutzt wurden. um die Gefangenen in d ie Knie zu ~win' 
gen. 
Mit ak ribischer Genauigkeit haben die Verwalter und Bediensteten 
ihre Namen und Dierutjahre auf Steintafcln eingeritzt. Zwar findet 
lich in d ieKn Listen nicht ein amerikanücher Name, aber' es gibt 
BcweiK, die die Zusammenarbeit der Admininration mit amerikani · 
schen Spezialisten belegen. Lange vor der Befreiung Siidvietnaml hat 
das Thieu-Regime mit dem Abbruch der gut sichtbaren " Tigcrklifi&t''' 
begonnen und U5-Firmen m it dem Bau ul\ilufraJl igerer IsoliencUen 
beauftl'llit. Le Quang Vinh c:nihlt vom Besuch amerikanischer Dele:­
gationen, die die Insel begutachteten. Man fand die Fotos amerikani­
scher Berater und der Hublchrauber mit der Aufschrift "Air Ameri­
ca"läßt die eins tige Anwesenheit des CIA deutlich werden. 
Oie Erl.lihlungen Le Quang Vinhs, abe r auch die m it Blut geschrie­
benen Inschriften an den Zellenwänden. mit denen d ie Gefangenen 
bezeugten, daß sie notfalls auch ihr Leben für ihr Vaterland opfern 
würden, machen jedoch Khr deutlich, daß die Geschichte des Terrors 
auch auf der TeufclsinKI gleichzeitig eine Geschichte der Auflehnung 
W~. 

Ton Du Thang, der Nachfolger Ho Chi Minhs, wird nach der Befrei­
ung Siidvietnams auf einem Staatsbesuch geteigt. Er umarmt d ie be­
freiten Gefangenen und weiß, was ihr Opfer bedeute te, da er sclblt 
194~ bis 196!1 au f der Teufelsinscl eingesperrt war. Nun aber haben 
die Gefangenen gesiegt. 
Da die dramaturgische GUlaltung da Films den Zuschauer ~uerst 
mit der auutrahlenden Persönlichkeit Le Quallg Vinhs ve rt raut 
macht. wird el m ögl ich. die Wirklichkeit der Imcl quasi durch die 
Augen des Helden kennenzulemcn und som it intensive r zu erleben. 
Die weiteren f ilme aUI dem H&S-Zyklus zu Vietnam .,Der CTue Reis 
danach", "Ich bereue aufrichti;,(" und .. Oie e iserne Fe$tuna" sind 
ebenfalls bei UNIDOC im Verleih. Beim Filmdierut Vietna.rn sind 
zwei neue Dokumentarfdme über den chinesischen Aggrenionl kricg 
und seine Folgen erhältl ich. J . Weber 



Kurzinformationen 
Kuba 
Am I. April dJ •• tUrmt<: eine Gruppe Kubaner die Doucllaft l'eTUs in 
lIavlonna, um über dic~ die Ausrd~ a u5 Kuba :tu erlangen. Sie er· 
mordcum dabei clnen der zum Schulz der 801$(;h1o(1 aufge,telhen 
Wachposten. Am folgenden Tag ~og die kubanische Rcgi .. ruug die 
Wachmarmschaftcn \'or der Botschaft .. b, mit dem Il inwt:is , durch die 
Asylgewährung ",hell! der pcruaniKhcn 80uc haft für die Ausrci~ · 

willigen sei die Immunitä t der BOIK hafl und das Rech t du Lalldl'$ 
''Crl<: t ~1 worden. lhrauO,in begaben sich ",eitere Kubaner, deren 
Zahl auf 3.000-10.000 geschätzt wird, ;a uf d~n exterr itorialen Be· 
reich der Boac hafl. 
Diest" Vorfalle werden ~On den wutlic hen Medien weidlich genutzt, 
um eine angebl ich t iefgrei fende Krise: Kubas herbeizuschreiben. Im 
Gegenutz dazu stehen Berichte "on ~b.ssc:nkundgebun~n iibuall im 
I..llßde, mit denen die kub ;o.nioche 1k"ölkerulllI: ihre Unterstützung für 
die Regierung .-idd Canws ausdruckte. Bedenkt m"", daß eine lIot · 
Kh~ftUlürmung in Kuba absolut nicht notwendig 1$1, um die G<: neh· 
migung zur Au,rdse zu erhahen - kubanische Praxi!i war e. sc:it 
1959. Ausrdsewillige zu Tausenden ~hen zu lassen, sofun sie ein 
Einreisc .. isum rur ein anderes Land besaßen - , dann s teILt sich die 
t·r.tge, .... er die Faden dieses Szcnarios in der I land haI. 
Oie Frankfurte r Allgemeine Zeitung d eu tet diet an! ,.. .. es sc:ien auch 
Minner unte r ihnen, die aus politischen Gründen mehrjährige Frei · 
heiU$lraCen "e!"büBt hlitten" (8, 'I.1980). Andere Pressc:meldungen 
sprechen \'on ehem;tligen CI,.\ ·Agenten, die an der In'"3.sion in der 
s.:hweinebuchl beteiligl gewesen und le t1.tel jahr in Kuba amnestien 
worden waren. Ihnen hatten d ie US· 8ehördcn die Einre ise in die 
USA ,"erweiger t. Oie Meldungen über ein be .. outehendes 
30.000·~lann·Manö\'er der US·S treilkriifte ,'o r der kuba .. i,,;hen Küsle 
(im Mai dJ.) e rhärten dcn Verdacht, daB dic C~rler·Rcgierunll: an 
dcm künstlich herbeigeruhrlen Konnikt um die Ausreisewilligen 
nichl unschuldig ist. Oie kubaniSChc Regierung rrklirtc zu der Situa· 
lion in der pcruaniKhen HotK hah, daB sie kcinem die Ausreise '·er· 
wehren werde u nd charakterisierte die AusreiKWiUigen ab in ihrer 
überwiegenden Mehrheit ~Straffällige, Angehörige du Lumpenprole· 
tariats und antisoziale Elemente" (G ranma. lla .. anna, 13 .... 1980). 

Uruguay 
Seit dem Sturz der RCfienlllg j.~1. Hord~bcrry am 27.6. 1913 gehön 
Uruguay zu den blutig$ten Militärdikt.atulen I..ateinamerikas. Ober 
1000 politische Gefangene si tzen in den G~fangnissen und Milifirga .... 
nisonen ein und unte rliegen schwersten Folterungen. Sei! Ende 1976 
buteht ein sog. Gdahrenzustand, der die politische Tätigkeit der 
Opposi t ion mit Gef~ngniutrafen, lIausarreU oder Ausw,:isu ng rur die 
Dauer "on 10 jahren \'orsieht. Die demokratischen Grund frei heiten 
wurden rur die Dauer ,'On 15 j ahren suspendiert. 
Mit den nun von der Diktatur für 1981 angekündigteIl Wahlen soll 
eine scheindcmoknllische " lnS!itutionalisierung" bewerkstelligt we .... 
den. Sie sicht die Aufstellung nur rin« Kandidaten "or, der zudem 
noch "on den Streitkräften zu ernennen in. Eine weitere Maßnahme 
der "Institut ionalilierung" ist dei ,.EnlwUrf für die Statuten der I)oli· 
fischen Parteien", de r die Mehrheit d er Paneitn fur illegal erklärt und 
15000 Augehö rigcn der bürgerlichen und Linkspa rteien das Wahl· 
und Kandida turrech t abs prich t. wei l sie während d er Zeit zwischen 
1966 und 1971 kandidie rt hatten. 
Angelich t5 dieser Manö"er fordert die VOlkseinhei!sbewcgung Freme 
Amplio (Breile '-ro nt, butehend aus der Christlich·Demokratischen 
PMlei. der Kommunistischen. Soziali.ti5chen und Re"olutionärcn M · 
beiterpartei "''''ie progressi"en Militärs) in ihrer Erklirung ,'Om Min 
dJ. eine allgemeine Amnestie und Aufklärung über das Schicksal der 
Verschwundenen, d emokrati$Che Freiheiten, die Wahl einer verfas· 
sunggebe nden Vers.ammlung und eine u nm illclbare Lösungd.: r kriti · 
schen wirhehaflli chen Lage. Als unmi ttelbares Gcbot d er Gerecht ig· 
keit fordert sie 'betonders d ie Fre ilalisung ihrel Präsidenten General 
Liber Seregni, der im januar 1976 "on einem Mili tärgericht zu 14 
jahren Gefangnis "erurteilt worden " 'lU und lebensbedrohenden ,,'01· 
lerungen umertag. 

Uberla 
In der wes tafr ikani,.;hen Republik Liberia übernah men Olm 12. April 
dJ . junge Offizie re u nter Führung von SamucL K.Ooe (2g) die 
Macht. Dabei sind der bimerige Präsident William Tolbert IIOwie ei. 
nige Mitglied er der StaatJführung umgekommen, auf anderl' warlet 
ein Militärt ribunaJ. Dicsc:r Sta.austreich war der Höhepunkt eiuer k.ri. 
senhitften Entwicklung. die sich seit Anfang 1919 immer mehr zuge· 
spitu halle (s iehe AlB, Nr. '1 ' 1980, S. 39). 
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Oie u ste Amuhandlung des "Vulkserlösungsratu de r Streitkräfte" 
best .. nd in der Freilassung der ""eh Unruhen am 3. Min dJ. '·e rhaf· 
te ten 73 Oppositionspolitiker der Fortschrittlichen Volkspartei 
(PPP). Die PPP ... ar noch im gleichen Monat obendrein verboten 
worden. Drei ihrer rtlhrenden Mitglieder wurden in die nelle Regie· 
rung ~uCgenommen, darunter als AuBcnminister ihr Vonitunder 
GabricL B. M~lIhe ... ~; dl's"'ei teren auch der Führer der Be"'egung für 
Gerechtigkeit in Afrika (MOj A). 
Der neue Staatschef führte als Griinde Hir den \'on d er lIe\'ölkeTl,l ng 
begrüßten Um~tu ... ~ d ie Korru p tion deI alten Regimes, die Vl'rle!Zung 
der Mcnschenrechte sowie das so~iaI~ Elend an. S. K. Duc kündigte 
an, daB die neue Regierung sich .. uf den Aufbau "einer neuen Gelell· 
schaf, zum Wo hl aller unsertf Menschen", die aufGul'dltigkeit und 
Menschenwürde beruhen soll, konzentrieren würde. AuBcrdem ,·er· 
.sprach er, das Recht auf Pri ..... teigentum u nd "die Frilch!e ehrlicher 
Arbei t" 1I.U ach telI. Oie RegicTl,ll\8 ... ill Creundschaft liche Beziehungen 
zu allen friedliebenden Regierungen un terhalten und die Befreiung" 
bewegungen in Afrika unterstützen: "Meine Regie rung wi rd nich t 
ruhen, bis jeder Zoll afri kanischen Hodens befreit ist", erklärte S.K. 

""'. 
Südafrika 
hst geoau ein jahr nach dem aufsehenerregenden überfall "on Gue· 
riUakimpfern du Afrikanischen Nationalkongresses (ANC) auf eine 
Polizeination in Moroka in Soweto (Mai 1979), dem Afrikaner· 
Ghelto bei joh~nncsbu rg, melde te d ie internationale Presse Anfang 
Apr il dJ. I'l ilen Angriff mit Geweh ren und Raketen auf eine Polizei· 
st.ation in einem ..... eiBcn"( !) Vorort johannesburgi. Diese Aktion 
des be ... affne ten Anns des ANC, dCl Umkonto Wl' 5iz .. ·e (Speer der 
Nation), steht nicht :;ollein. Erfolgreiche GucriUaaktionen Canden in 
den letzten sechl Monalen mehrfach Slall ge~n POlizeiuationen in 
Soweto sowie im Norden der Provim Tra.mnaJ, d em Zentrum des 
rassistiiChen "Buren!umi'; im Dezember 1979 \'e rmoch te der ANC 
drei stiner I.li tgLiedcr aus dem Kapstiidter Gefangnil zu befreien. 
Die erhöhlc Kampfak t ivitiit des ANC füg t sich ein in ei n a LLgeme inu 
Anw-.. chsc:n \'on Streikakl ionen ilCh ... arLC r Arbeiter, SchüLcrn ("'SI. 
AlB, Nr. 2/1980, S. 35 und 3/1980, 5. 27), die d .. s RaSli stenregime 
zunehmend in Unruhe veset1.Cn. 

Solidaritäts bewegung 
Auf der Mitglicderversammlung de. Antiimpcriali5lischen Solidari· 
tätskomiteCl; (ASK) am 12. April dJ. in LeichJingen wurden die bis· 
herigen Sch werpunkte du Solidaritiiharbeit Südliches Afrika, Chile i 
Latein.amerika und Palästina bekräftigt, zugleich aber auch eine Er· 
....eiterung des Themen· und Aktionsfcldes des ASK vere inbart. Ein 
stiirkeru Aug<:nmerk wiU man kilnftig auf MillcLamerika - ,'or allem 
Nikara.gu~ und EI Sal ..... dor - und den Iran legen, WOl:U gesonderte 
Erklärungen gebilligt ... urden. Das ASK wendet sich mil ~inem Auf· 
ruf an die demokr .. tische und "' ricdensbewCJUng unStrl" Landei, in 
dem es zum gemeinsamen Kampf ge~n die Durchsetzung der Carter· 
Doktrin und de~n Unterstützung durch Bonn au fforde r t. Das Komi· 
lee wird in Kilne ferner Stellungnahmen zum Brandt· llericht, zur 
Aktion Stoppt Strauß publizieren und ein Sem inar zur Neuen Weh· 
wirtschafl sordnung '·eranstalten. Untct den Haupt .. ktivitäten des 
ASK in den kommenden Monaten sind das Siidafrika·Konzert am 
13.6.1980 in Dün cldorC und die SüdaCrika·SolidaritliUwoche vom 
13.·20.6. 1980 hevorhebenswen. 
Auf einer der MitgliedelVersammlung "orgclagerten Internationalis· 
mus·DiskulI,ion~veranual'ung gelangte man zu d em Konsens, d .. B am 
Prinzip an l iimperialinischer SolidllTität mit den lIefreiungsbewegun· 
gen unbed ingt festzuhalten, e. nich t durch eine .... ie auch imm~r 
geartete "kritische Solidari lät" abzulöJcn :sei. Dabei sollte wedl'r eine 
Verklärung der Befrl'iungsbewegungen oder revolutionä~n Prozesse 
in beCreiten Undem betrieben noch eine Verd rängung von vetschie· 
dentlichen Fehlenlwicklun~n (Kampuchea, Afghanist.an ) betril'ben 
werden. Wie sich :selbst so m~sc man ~uch den Bcf~iung$bewegun' 
~n - .. usgenommen natürlic h Völkennordpl1lkliken oder indu .. i· 
dueller Terror - du Rl'cht auC Fehler zubilligen und Kritik der 
prinzipiellen Solidarität nach· bzw. unterordnen . 
ASK·Sprecher Pror. E. Wulff, der den Wiederl'intritt der j ungdem .... 
kraten in die Reihen des Komitees in Lcichlingen würdigte, ~sümier. 
te in :se inem The:scnpapier zur Intemationaiismu"Diskussion: .. ~iei· 
nU"",versc hiedenheiten in ein igen, auch hervorstcchend wichtigen 
Fragen wie Kampuchca. , Äthiopien oder Afghanistan haben ... die Ar· 
beit in un:seren ~h ... erpunktbereichen, über die Konseni herrKl1te" .. 
nie bel'imrächtigen können." 



Naher Osten 
Auf der Gipfelkonferenz der Arabischen front der Standhdtigkcit 
und des Widerslandes Mitte April dJ. in Tripolis forderte n Algerien, 
Syrien, der Südjcmcn und die PalänincnsiKhc Btfrciung.organisalion 
(PLO) die wutcuropäi , chcn Staaten dazu auf, die PLO als die cin,,;;gc 
legitime Vcnrctung des palästinensiehen Volkes anzuerkennen und 
sich konsequent für den Rückzug Israels aus den bcscll:u:n Gebieten 
einzu$etzcn. Die gegen die Sepuatpolitik von Camp David gerichtete 
Front kritisirrtc die bishcri~n Nilho5l· lnitiativcn der EC und forder­
te diese auf, kUnrtig eine von den USA ur'IOiIbhängigc Nahostpol itik zu 
betreiben. 
Von besonderem politischen Gewicht ist in diesem Zusammenhang, 
daß die bddcn ölcKporticrcndcn Länder der Fron t, Alger;.:n und 
Libyen, auf der Konferenz ihre Absich t ankündigten, künftig kein öl 
und r: rdgas mehr an die Vereinigten Staaten zu liefern. FaUs die 
westeuropäiKhen Länder ihren Kurs in der Fr.tge des N;ohostkon· 
ßikll nicht ändern, .olI die."r Boykott auch auf Westeuropa ausge· 
dehnt werden. 
Ein weiteres Resultat der Gipfelkonferenz ist es, daß CI ;Gur Beilegung 
der Diffen:nzen zwbchen Libyen und der PLO (vgl. AlB, Nr. 2/1980, 
S. S4) gekommen ist und Libyen sich verpflichtete, die PLO fortan 
auch wieder materieU zu unterstützen. 

Palästina-BRD 
Ende Män: dJ. wurde ein Atten tallversuch auf den Vertre t er der 
Palhtinensischen Befreiungsorganisation (PLO) in Bonn, Abdall;oh al 
Frangi aufgedeck!. Der iSr.lelischc GcheimdienJt MOSSAD hatte 
Suleimal Salameh, einen Palästinenser, der nach eigenen Angaben 
schon 10 J;ohre für die Isr.telis gearbeitet hatte , als Asylsuchenden in 
die Bunde5l"epublik eingeschleust. Von lICincm Agentenf .... ,hrer emielt 
er in der israel ischen Botschaft in Bad Godesberg den Auftrag, Fnmgi 
luf dem Weg zu lICinem Wagen zu erschießen. Der Mord hättl: so ab 
Tat einer ri valisien:nden paläuinemichen Widerstand$gruppc gestem· 
pell werden können. 
Hinter der Mordabsicht der Israelis kann man unschwer zwei Absich· 
ten en tdecken: Einmal sollte einer der wichligsten Reprisentan ten 
der PLO in Westeuropa aus dem Weg geräumt werden. Zum zweiten 
sollte der Mord an Frangi eine unmißverständliche Drohung an die 
Adrcsse der Bundesregierung sein , daß Israel bereit in, mit allen 
I'Crfiigbaren Mitteln eine Anerkennung der PLO ah eiMige legitime 
Vert retung des palästincnsichen Volkes zu sabotieren. Denn nach der 
PLO·Anerkennung durch Österreich im Min: dJ. ist eine Nachah· 
mung in Westeuropa nicht mehr au"uschließen. 
Aber auch diesel Mal - elliCi hier nur an die Verhö re von Palä:i tinen· 
$Crn durch Agenten dei israelischen Geh'eimdienstes in bunde:sdeut· 
.sehen GefängnisllCn 1978/79 erinnert - halten wUtdeuhche :Behör· 
den ih re H.md im Spiel: Dn eingeschleuste Agent Salameh bekam 
";eI rascher als üblich die Genehmigung, von Wcstbcrlln lUch der 
BRD umzusiedeln und die Asylgenehmigung, auf di~ andere Palästi· 
nenser oft jahrelang warten mÜSllCn, lieS auch nichl lange a\,f sich 
warten. Der Mordversuch mißlang dennoch, weil Salameh geg~:nüber 
Frangi den Mordauflrag ~ing~'tand. 

Ägypten 
"Wenn uns die d~mokr.ttischen Rechte verweigert werden, m üsscn 
wir zur revolutionären Gewalt Zuflucht nehmen, um SlOdat zu stUr· 
u n," erkläne General Saadedd in Sha:dy am 2.4. dJ. in Seirut anläß· 
lieh der Bekanntgabe der Gründung eioer Ägypti~chen Nationalen 
Front. Der Front gehören u.a.linke Naueristen, MosJem s, opposit io­
nelle Inteltektuellengruppierungcn und die Ägypti$Che Kommuni. ti· 
sche Partei an. S. Shnly, unter dessen militärischer Leituug die 
ägyp tische Annee 1975 den Suezkanal überquert halle, genicSt als 
"Held des Oktoberkrieges" innerhalb wie auScrhalb Ägyptens großes 
MlIChen. Die Nationale Front wurde un~erzüglich wn Syrien, Alge· 
rien, Libyen, d~m Südjemen und der PLO anerkannt. 
Ihr Zustandekommen markiert eine neue Stufe im ProzeS du For· 
mierung der Anti-Sadat·Oppo,ition. Zu Protesten gegen das Regime 
Wllt CI zuletzt Anfang April dJ. in mehreren Städten, insbcsonden: 
an den Univenitäten des Landa gekommen, als sich Tausend e von 
Studenten gegen die Aufnahme des irnni:;chen Schah in Ägypten 
wandten. Der geuUnte Schah hatte sich am 24. März aus 5<:inem 
panamelischen Exil nach Ägypten abgesetzt. Die bereitwillig.: Auf· 
nahme des Schah durch Sadat dürfte deuen holierung im arahi$Ch· 
iranischen Raum weiter verstärken. 
Sie steltt daJÜber hinaus eine zuslitzliche Belastung der Separat\l('r· 
handlungen mit l$I'ael dar, die gegenwmig unter großem Zeitdruck 
von US·Präsident Carter vorangetrieben werden. 

IrarHrak 
In der ersten Aprilhilfte dJ. kam es zu einer bedrohlichen Zuspit· 
zung der irakisch·iranischen Beziehungen. Bei wiederholten Überfal· 
len der iraki$Chen Annee, 10 z.B. am 10. April 1980 mit Panzern, 
Artillerie und Hubschr.lubcrn, !tam es zu stundenlangen Gcfecht~n 
und beiderliCitigen Truppcnmassierungen im Grembereich. Die diplo· 
rruuischen Vert retungen beider Länder wurden auf ein Mind tsmaß 
reduziert, nachdem berein im Män 1980 d ie Bot5Chafter aus Tehe· 
ran bzw. Bagdad abberufen worden " 'aun. Bis I~. April 1980hatte 
die Baath·Regi~rung tiber 15.000 Personen mit familiären Bindungen 
an d~n Iran oder schiitischen Glaubens in deli Iran abgeschoben. Der 
irakilche Präsident Saddam Hunein erklärte se ine Bereitschaft zum 
Krieg mit dem Iran. Der irJnische Außcnministe r Gotbudeh und 
Ayatoll;oh Khomeini riefen die irakische Bevölkerung Zum Sturz des 
Hussein·Regimes auf. Dabei setz t die nnische Führung auf die 
Sympathien der irakischen Schiiten (sie $leUen die Bevölkerungs· 
mehrheit und sind in den Machtorgenen gegenüber den Sunniten 
unterrepriscn tiert) für die illam ische Re ... .>lu tion im Nachbarland. 
Konfliktaufhänger ist die ultimative Forderung ßagdads, di e irani· 
schen Truppen müßten sich unverzüglich ,'on den d rei 1971 be· 
setzten Insdn nahe der Ölstr.l6e von Honnuz. nämlich der Kleinen 
und Großen Tumb·l nsel und Abu Musa, zurückziehen und diese an 
die Vereinigten Arabischen Emir.tte (VAE) übergeben. Die Inseln 
waren in der T al nach dem Abzug der britischen Kolonialtruppen 
1971 auch von den VAE beansprucht worden, doch damals hielt 
man sich vornehm gegcnüber dem Schah'Regime zurück. De5'o'>'e itcren 
unterstützt der Irak die arabische Autonomieb~wegung in der ölrel· 
ehen iranischen Südwellprovinz Khuzestan, die u.a. mehrfach Sabo· 
tageakte gegen Ölraffin«ien und ·pipdinn durchführte. Mehr noch, 
das Bussein·Regime beansprucht diese "on ihm sog. Provinz. "Arabi· 
slan". 
Das Anheizen des Konflikts gerade in einer Silualion, d", der Iran 
sich im Konfron tat ionszustand mit der elner·Administration befin· 
det, veranschaulicht einmal mehr den rcchtsJu tigen und zunehmend 
proimperialistischen Kurs des Bussein· Regimes. 

Irall-USA 
Noch Anfang April d J . sch ien es so, als könn~ der ir.lnische Präsi· 
d~m A. Bani·Sadr die GeiselaWire, die n als zunehmende Belastung 
fUr eine vo n ihm angestrebte Veroe5liCrung der " 'i rlSchartlichen 8<:. 
ziehungen insbesondere zu J apan und der EG ",michi, unter Aus· 
schaltung der Rotschaftwesetzer und ohne Gegenleistung der USA 
beenden. Nachdem Ayalollah Khomeini jedoch erneut "crsicherle, 
crst das künft ige Parlament werde darübe r enlscheiden, spitzte sich 
die Situation mehr und mehr zu. 
In einer ~rsten Reaktion verkündete US· I'räsident J . Carter am 
8 .4.1980 den Abbruch der diplomatischen Bui~hungcn und die 
Durchf"o.ihrung eines \\'inschaftsboykOlll. Awdrilcklich wurden wei· 
tere Optionen ,,'ie die Verhängung einer Sceblockade, die Venninung 
der ir.tnischen Häfen al l auch Punktangriffe der US·Luft$t~itk ri ft ~ 

auf ausgewähl te Ziele - Uäfen oder Erdölfelder - offengehalten. 
Erste groß angelegte l\!anö,'er de r mobilen Elngn:iftruppe der USA 
unterstrichen diere Drohung. 
Auch gegenüber den eigenen Verbündeten verhielt man sich nicht 
zimperlich und drohte sogar wie Prisidentenberater Z. Brzezintki mil 
einem S. Weltkrieg, falls dieJC sich nicht den Maßnahmen der USA 
anschlös,en (vgl. Frankfuner Rundschau, 11.4.1980). BundeSllußcn­
minister 11.0. Genseher sicherte Washington dar.lufh in Sanktionen 
gegen den Iran und eine Empfehlung des Olymlliaboykotll durch die 
BundC$regierung zu, notfalls auch ohn~ vorherige Einigung in der 
EG. 

[)j~ ASK· Ptalo, .ur US·O,<>hpoli.;k Je,.n 
rkn 111In (DlN A 2. ,·i<rf.""'l ~."" /ii. 
2.- DM ltUiiJlrdl V ...... ndk .... OR bnrdt. 
...nlen bei", ASK. ~""""'. l..ar><blr.k U. 
6000 F.anU,," I . 
Bei Abnabnw ...... mrfl<l«ltm tO E •• mpluC1l 
'00"""" ..... rkt Pni> ..,1 1.60 DM je Sou«. 
.b so EUnlpLa .. l.~! 1),.1. 
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Vur 15 J .t1u r ll. " m 28. 4. 1965 h" lte m"ll endl ich dir l • • d' ''''''h' 
A.usl.;i.nderpuli.triverurdnung dU~ dr m 1938 
b io heu te gid tigu Au.l.ndefl!e.e l:~ 
dulth KriK und Arbci ldo, igkeil dir 
poli l ik dr r 6lkr J;&hre. du organisiene 
ler, in ihr Gegenteil ~erwandcl l. n,e 
(da""n 1/3 Tiirken, 15"!Co JulloJlawcn, I 
mochlen die IItrn~henden in Wiruch"h 
ah mor,en los .ein - nur oie ..agcn ".;d' '': 
b nwandu ungsl .. nd." Konkret woUen die 
die Kllnun, der .. ul 8 J;&hre Besllegenen. 
enthall.d .. urr der ~u.bndinhen Arbe itet in der 
Du harte W. lten ~"n SIUI und Konu rnen 
Iker auol.ilIldi ... he r Alt>eitel i.1 eUlllanp der 
de li . Wie seh .. b t nni,hlen sie die hlnule. 
ICblnhtntcn bruhllc Arbei l in Akkord 
fik;olion urwl Auhuepc.lwx:rn. Vom Genuß 
redue aWi"Khlo»Cn. und sie der Behörden­
au",cset~I, 1<3 " .... n im Au'll.MKltTgC1\!:tJ: von 
(.iehe .. usflih rLi ch : Al B. :"ir. 6/1979. S. 1-1- 17). 
die Beamten heute p ic;ht mehr wie 1938 ilbcr 

ReICh, ode. dn "'"lk'8emeUl,~b .. h ", da"'I~":~~::;., ,~lli'I'~:~~ 
iib(r ,,IOn.tiJe erhrohche BelVige der I 
bnol'· (§6 AudÜltlergeM"tzl. 
D .. ß die Bu m tcn d ir$rm Auhrall nkht rinm.o.l Im 
K hrnden Pulili" lIe ...... ch1oCn l in<l , Ulg te skh 
bc .... nnl wu.de. daß ;au.gclcthnet an 
chende au' $Ol. i;ah,ut<. hrll Lindern 
(jn md: BaYllodle (;rcn.t.CT I 

-zwi""hen "O. tblod.ß ochthngcn" und 
grrHI ~u~ de. Uru tell Welt , die den 
)!\Ing' am .. Ibu I -

!l<h u l~rn" (, u>l l l.anl!:. 
Bay~m). 

der herr· 
1979,.o.l. 

A.yhu· 
0 " 

vorwie· 
Verlul· 

vor· 

'" 
Im Geunk der Donner Parteien Klnll d ie orba;;'~:':":~I!I~;~~~:':::~ nuns de~ A.ylre<chh 1 .. . 1 uniC I. AIMm;"rt durch 
Zun.ohme A.yhu .. hcnder. ,kren Anulll I .. ll t 

Gr rhard 8aum t nd t dlClC"l J;ohrtl~~"~f~"~'~~'~'.~~.~tl~~~~~~' s1eigen WIrd, 'ordrrtr d,e <.:I n : in einrm 
AU''''eitunl .lel t.llIlCS1oCnHPldraum, 'on 
dcsrrgierunt "eurll hlllgtgcn lul 
und Grri. hl"'ufwen luwir aul pcrlOneUc 

drUmle> fur die Anerkennu", ;au ~la.nd i,chcr niicht linge, wckhn 
w er Amr.i.gc enl .. -.hridrl, D .. ß du .. uf diese Weise durch Einfiih­
",ng von " Sl-hnellguichtrn'· weiter """Kehöhlte vcr f;iSsungsmäßige 
Recht auf ,>Oli ti.(hu Asyl die Chancen fiir t"l üc htlinge aus wndern 
mit re llk l illnaren odel flIS( hlsti."hcn Regime. der Urillen Welt 
ni~ht verbes.trl, hegt .. ul der lIa.nd, w rn '" - wa. sten vefSchwit · 
lien wird d ie 7..;ilil de i Anerkrnnungen ;üs Asylberecht igte von 
4. 1 ~~ im J ilhre 1974 ;aull .894 imJ;&hre 1977 sysum;ali."h gtocnkt 
worden i.1. 
Pu.ili~erc f.~bnistC kunnte m;an hingegen von den Be ... tungcn deI 
Dunde-.relt,cruß(l Mi tte M"rl dJ . Z;Ur Au. ländcrpuh tik erwl.ncn, 
drnn .;1uf ,Iem Tis",h I. da. ~()m dlem..Jigrn SPD·L<lndrsm in i~tcl 

IIr iru. Kllbn ,nrll:Clcgte Mrmorandum zur Aw.länderpohl ik. F", enl' 
hlLl t neben .. idrn M .. ng.:ln - eme Anu hl grundlra:ender Forde· 
rungen. d ir au~h \On GrwerkKhalttn wie von Organisationen au~· 
l.ndi5<: hrr. Arbei ter erhoben worden lind. 
o.xh JI w;uen z;um6st ~rade die1\!: Punkte , d ic die Bunde..-cgic· 
runa: lilien IItß, aUJCCnommen eine Rrihe von M;aßruhmrn, die .. ul 
eine belKrt Inttguuon aumnd;..cher J ugendl ichr. in So:hule und 
Ekrul 'lbf.idrn. Mi t de r Aufn.o.hme 'Tr!l<hicdeTICT Empfdllul 'Fn dtt 
Klihn.~krnorandurn. ' ur Intcguti<>n der Au.!änder, wie e lW" die 
Forderu"l rur.h tlnun Bli"rn und p.u~'vt!n W.tllrcchl hir :\u .. 
I<tndCl bel Kommun.Uwahlcn, wücn re..Je VOI;auloSttwngcn LU' 
Vrrw ... "lichurtg ~on <.;Ie iehheit "nd ",zweI Ge rech tigke il ge .... h;al­
Il'n wordrn. bne grundlegende [)cmokr'ltisitrung der AII .!<inde[' 
pohtik dt"t 8undeu<'1l,erun, i.\ ""mit nio.:ht vorgenommrn wurdrn. 

Fo rtgesetzte Dillkrim in ie rung ausJändiKher Arbeite r 

V.m Rrlicrungliocite werden daherd,e e tw .. 1.000 siMl koreanioc:hen 
6I'rgltute .l!l der Ruhr vo"Uhl k~um A.bhilfe fur ihre Sit ..... ti"n erhal· 
tr n. 
Von den I!I.OOO Amldndem im Ruhrbergbau zählen OIe t U den am 
mei.[cn lu<o:genlll1.ten Arhei tern : Ihre l J ahrel·Arbei t _vt!rlrägr l iir 
d l( gcfiLhrlich.ten Arbeilen Lu Min'm.o.lIOhnen, angereIchert um d,l' 
101..' .ittcnwidriac Kuml il!l"np klau<l' l " ilUS personen· oder ,"erh..!­
telUbrdill&leli Gninden miiglit h", werden durch die P;o&intT.l(Unll 
wer die Arbeit'ICll.Il.lbnll l''lIIlll.C .,Sie nliodll bei .-\ufg..bc d ieKI 
Arbriupl.ltl.CI und hei lIemndheitli(hen Bedenken." Wird ge"i.m. 
dll', IU nh"hl dir A<beils- und d .. mil d ie Aufclithall'lerl;wblll1. 
b ne Rau'nunltlkl"lle &u. .Ier t"innenunterkunft fulKt und die 
Kiidkehr nuh Soidkort"lI bo t unl.u .... ·eichhch. 
Grgen ditoc. dur<.h die Regierungsvcrtrige BRD-Stidkorea lICi l 196!1 
betritben<t m.,roeme Form der "SkL-ovrlTi·· fordern die kurcani· 
khrn Bc: rprbeiter IK"m.u.. t;adre5Sc: elo Puk Sn lI"an, 11';11· 
manrun. "'1, 43011 F.utnl: Sozw- und ;ube,un:mtli .. hr Gldchbr­
N.ndlung mll anderen Bergoubcitern, Gll'ichbthandlung und Q;an­
«lljtIci.hhe't mit .. ndfren awl.ondischtll Arbeitern aus nich,-EG· 
l.ändern. w(urtige Aufltebung dtt 3·Jahrcl·I!ClchT.iir\lo.Un(l loOWie;an­
derel unmenschlicher Rtwt" lungrn m dl'n Arbe;,,~rrt..agen. 
Iktroffen ""n der aktuellen Au~länderpolili.k B<lllfl.S zeigten l1~h 
.. "d, die 1200 Teilnehmer des 4. K"ngrc§~, der Fodrr.lllion Tw-' 
kiMhrr A.beltrrvercinc in deI BRD (FlDE F). der vom 4.·6. Aprd 
dJ . on Fr"nkf" n tagte, Oie FIHEF w;truhr oich insbesondere IClttn 
d~ bcho>rdl io.:he F.rmuntcrung der Grwalttaten de r tiirk i,<.hen .. ,.. 
So hi,ren in der BR U lind Wellbrrlin, wo;am 5.1.1980 der tlirk i'-lhe 
Gewttkn'hdflcr Cd.alruin Ku im ermordrt worden war. Die K.m­
(tIe6teiineh mer lorderten d ie gleichherecht igte Integrat ion aller au ,... 
Lindl <o<: hen MitburICer und erkhirten sich gegen d ie Bonner Milli,u· 
denhilfe fUr dat rc .. kliona re J)emirt"I·Regime. Der FIDEF zufolgc 
151 eine IIne rljßli~h e VorbedinKtJ ng für die Dunch~tzung einer 
demokra ll •• hen Au, landerpo li l ik in der Bundesrepub lil.:. "dir ver· 
) tarkl r Mir"rbei t in den [)(; B·Gewerk.,haft en und die Br kämpfullll 
aller I!:cwrrk.,:haft.lc lndl ichen Tendenzen'· (FiDEF l nfonnat;()n, 
DuneldüTf,I:I .4. 19110). 




